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getragen vom Pazifik-Netzwerk e.V., dem Missionswerk der Evang.-Luth. Kirche
in Bayern, dem Evangelischen Missionswerk, dem Nordelbischen Missionszentrum
und Missio München.

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

im Ausschuss der Pazifik-
Informationsstelle haben wir im
Frühjahr über das Profil und die
Gestalt von pazifik aktuell disku-
tiert. Worauf kommt es uns an?
Was sind die Stärken und die
wichtigen Themengebiete des
Blattes? Welchen Umfang und
welchen Zeitaufwand können wir
uns leisten? Eine kleine Arbeits-
gruppe hat die Diskussion in ei-
nem Leitfaden für die Redakteu-
rin zusammengefasst, nach dem
sie diese Ausgabe gestaltet hat.
Auf den ersten Blick wird ihnen
vielleicht gar nicht viel „Unge-
wohntes“ oder gar eine „neue
Linie“ auffallen. Das war auch
nicht beabsichtigt, denn pazifik
aktuell sollte zwar ein wenig
überholt werden, musste aber
nicht neu erfunden werden.
Die bewährten Schwerpunkte
sollen im Aufbau des Blattes
noch klarer erkennbar werden:
Nachr ichten aus Papua-
Neuguinea und aus den Insel-
staaten, die über politische, wirt-
schaftliche, ökologische, gesell-
schaftliche, kulturelle und wis-
senschaftliche Vorgänge infor-
mieren und eine Rubrik mit kirch-
lichen Nachrichten. Daneben gibt
es Schwerpunktartikel, die Hin-
tergründe beleuchten. pazifik
aktuell gewährt zudem Einblicke
in den „pazifischen Alltag“. Über
Papua-Neuguinea wird auch
künftig besonders ausführlich
informiert. Alles in allem liegt der
Akzent auf dem Nachrichtenser-
vice und in begrenztem Umfang
auf der Literaturrecherche.

Zur Begrüßung erwartet Sie ein
kurzes Editorial. Das gibt mir
Gelegenheit, mich kurz vorzu-
stellen: Als neue Referentin im
Evangelischen Missionswerk in
Hamburg für die Regionen Pazi-
fik und Amerika wurde ich zur
Ausschussvorsitzenden gewählt
und habe dieses gerne über-
nommen. Der Pazifik ist für mich
Neuland, während ich in Latein-
amerika schon ein Studienjahr
verbracht habe und als Studien-
leiterin in Ev. Akademien auch
Tagungen veranstaltet habe. Die
Herausforderungen von Globali-
sierung, Armut und Naturzerstö-
rung und die Frage, wie Christen
in den vielfältigen Kulturen und
Konflikten ihrer Zeit authentisch
leben können, stellen sich nach
meinen ersten Einblicken auch
im weiten Raum Ozeaniens.
Ich freue mich auf die Zusam-
menarbeit mit allen, die die Pazi-
fik-Infostelle tragen!

Ihre Sabine Plonz
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Der Chief ist zurück!

1975: Der erste Premierminister
des unabhängigen Staates Pa-
pua-Neuguinea heißt Michael
Somare. 2002: Der neue Pre-
mierminister des Landes heißt Sir
Michael Somare.
„Der Chief ist zurück“ betitelten
alle großen Tageszeitungen im
asiatisch-pazifischen Raum. 27

Jahre nach seiner ersten Wahl
kehrte der 66-jährige Somare von
der National Alliance-Partei an
die Spitze der Regierung zurück.
Es ist nach 1975-1980 und 1982-
1985 bereits seine dritte Amtszeit
als Premierminister des 5,13
Millionen Einwohner zählenden
Staates. Beide Male war Somare
durch ein Misstrauensvotum ge-
zwungen worden, von seinem
Amt zurückzutreten.

Möglich geworden war Somares
Wahl durch Gesetze, die sein
Vorgänger im Amt, Sir Mekere
Morauta, eingeführt hatte. Da für
Somares Koalition aus National
Alliance, 13 anderen Parteien
und den Stimmen von 20 Unab-
hängigen mit 88:0 Stimmen ge-
stimmt wurde, konnte er mit die-
ser Mehrheit von seiner Partei
direkt ins Amt des Premiers ge-
wählt werden. Die National Alli-
ance hält zwar nur 11 der 109
Parlamentssitze im Einkammer-
parlament von Port Moresby,
kam aber mit ihren Koalitions-
partnern auf 60 Plätze. Die Partei
von Mekere Morauta, das Peo-
ple’s Democratic Movement
(PDM), gewann statt der bisheri-
gen 39 Sitze nur acht Mandate.

Nach den sieben (statt ursprüng-
lich zwei) Wochen andauernden
chaotischen Wahlen stehen zu-
nächst nur 103 der 109 Parla-
mentssitze fest. Es fehlen die
Stimmen aus den südlichen
Hochlandprovinzen, wo Wahlur-
nen zerstört oder geklaut wurden
sowie Kandidaten gekidnappt
oder gar getötet wurden. Insge-
samt kamen bei dem Wahlpro-
zess 30 Menschen gewaltsam zu
Tode.
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Landeswahlleiter Reuben Kaiulo
hatte versucht, die Wahlen bis
zum 26. Juli zu verlängern, um
die noch ausstehenden Abstim-
mungsergebnisse aus den südli-
chen Wahlkreisen berücksichti-
gen zu können. Die Verlängerung
war aber vom Nationalen O-
bersten Gericht unter Richter
Mark Sevua abgelehnt worden.
Als Wahlsieger wurde nach der
offiziellen Erklärung des Wahlen-
des Michael Somare von Gene-
ralgouverneur Silas Atopare mit
der Bildung der Regierung be-
auftragt, da seine Partei die
meisten Stimmen auf sich verei-
nigen konnte.

Am 13. August benannte Somare
sein 28-köpfiges Kabinett. Die
Verteilung der Kabinettsposten
gestaltet sich wie folgt: Die Nati-
onal Alliance hat elf Sitze, die
People´s Progress Party und die
People´s Action Party haben
jeweils vier, der People´s Natio-
nal Congress hat drei, die Mela-
nesian Alliance zwei. Die Natio-
nal Party, die United Ressources
Party, die Pangu Party und die
People´s Labour Party haben
jeweils einen Sitz. Das sind ins-
gesamt 28 Sitze, darunter „alte
Bekannte“ wie Lady Carol Kidu
(die einzige Frau in der Regie-
rung, Sozialministerin), Sir Peter
Barter (Minister für Beziehungen
zwischen den Regierungsinstitu-
tionen, auch Bougainville), Bart
Philemon (Finanzminister) und
Sasa Zibe (Umweltminister). 19
der 28 Kabinettsmitglieder sind
neu, sie verfügen über keine po-
litische Erfahrung als Parlamen-
tarier.
Zum Gesundheitsminister wurde
Melchior Pep ernannt, der schon
einmal in der vorletzten Legisla-
turperiode vom Leadership Tri-
bunal wegen Korruptionsverdacht
aus dem Amt entfernt wurde. Mit
68:35 Stimmen wurde der ehe-
malige Premierminister Bill Skate
zum Parlamentssprecher ge-
wählt. Vizepremierminister ist Dr.
Allan Marat von der People’s
Progress Party, Außenminister
Sir Rabbie Namaliu. Der Ex-
Minister für Bougainville, Sir Moi
Avei, wurde Minister für Petro-
leum und Energie.

Oppositionsführer ist Sir Mekere
Morauta, der mit elf von zwölf
Mann (ohne Parteigründer Paias
Wingti) eine neue Partei gegrün-
det hat. Das PDM wurde aufge-
löst. Vorläufig nennt sich die
neue Partei „National Develop-
ment Party“. Die Pangu Partei
unter dem Parteivorsitzenden
Chris Haiveta ist ebenfalls in der
Opposition.
79 der 103 Parlamentarier sind
neu in der Regierungsmann-
schaft, nur 24 der alten Mann-
schaft wurden wiedergewählt.

Somare hat angekündigt, den
bereits angelaufenen Privatisie-
rungsprozess staatlicher Unter-
nehmen bis auf weiteres einzu-
frieren. Erst Anfang August war
die PNG Telikom, die staatliche
Telekommunikationsfirma, für
27,7 Mio. US Dollar von der Fir-
mengruppe ATH (Amalgamated
Telecom Holdings PNG Ltd.)
aufgekauft worden.

Somare äußerte sich außerdem
zur sogenannten „Pazifischen
Lösung“. Noch warten 296
Flüchtlinge in einem Camp auf
der Insel Manus auf ihren Asyl-
bescheid durch die australische
Regierung. Der Vertrag zur Auf-
nahme dieser Flüchtlinge läuft im
Oktober ´02 aus. Somare sagte,
seine Regierung hätte kein Inte-
resse an einer Vertragsverlänge-
rung. (ND, 01.08., Flash d’Océanie 02.08.,
05.08., 14.08., SMH 05.08., 06.08., 08.08.,
10.08., FR 05.08., 06.08., PC 07.08., Natio-
nal und PC 14.08., Independent 01.08.,
Wantok 08.08., Email Roland Seib
18.08.02)
(Anmerkung der Redaktion: Die Angaben
zu den Wahlergebnissen sind in den Me-
dien von PNG widersprüchlich, deshalb
keine Garantie auf Richtigkeit!)

Vulkanausbruch auf
Neubritannien

Nach 90 Jahren (zuletzt 1912) ist
der Vulkan Mount Pago auf der
zu Papua-Neuguinea gehören-
den Insel Neubritannien im Bis-
marck-Archipel am 5. August
erneut ausgebrochen. Da die
F o r s c h e r  d e r  V u lkan-
Beobachtungsstation in der Pro-
vinzhauptstadt Rabaul den Aus-
bruch vorhersagten, konnten

6.000 Menschen rechtzeitig aus
der Gefahrenzone evakuiert wer-
den. Niemand starb. Die Men-
schen wurden in Notunterkünften
in der Stadt Kimbe, rund 50 Ki-
lometer nördlich des Berges,
untergebracht. In fünf weiteren
Orten wurden provisorische
Flüchtlingscamps errichtet. Die
Menschen werden dort von der
Heilsarmee und lokalen Katast-
rophendiensten betreut und ver-
pflegt. Der Flughafen in Hoskins
wurde gesperrt, alle Schulen und
öffentlichen Einrichtungen ge-
schlossen.

Der 742 Meter hohe Vulkan
schleuderte Asche und Gestein
bis zu sechs Kilometer in den
Himmel. Zahlreiche Dörfer am
Fuß des Berges wurden von
Asche begraben. Allerdings wur-
de der Ausbruch nicht von Lava-
strömen begleitet, so dass größe-
re Zerstörungen ausblieben. Die
Lava zeige sich zwar an der
Nordwestflanke des Vulkans, so
ein Experte, dort fließe sie aber
nicht, sondern bilde Kegel. (Natio-
nal 07.08., PIR 09.08.02, Nürnberger Nach-
richten 09.08.02)

BOUGAINVILLE

Radio wieder „on air“

Seit dem 17. Juni 2002 gibt es
wieder regelmäßige Rundfunk-
sendungen aus dem Umfeld von
Francis Ona, der vor rund 12
Jahren den Aufstand gegen die
Zentralregierung begonnen hatte.

Die eigentliche Regionalstation
der National Broadcasting Com-
mission von PNG musste 1990
infolge der Kampfhandlungen
den ursprünglichen Standort in
Kieta aufgeben. Ab dem 25. De-
zember 1991 gab es jedoch ein
„Radio Free Bougainville“, das
auf Frequenzen im Bereich um
3880 kHz herum sendete. Die
Station hatte eine Lizenz der
örtlichen Behörden, nicht aber
eine von der PNG-Regierung und
galt ihr darum als Piratensender.
Der Sender war von der Hilfsor-
ganisation „International Amateur
Network“ gestellt und von dem
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Australier Sam Voron installiert
worden. Als Treibstoff für den
Stromgenerator verwendete man
Kokosnussöl.

Ab Februar 1994 war auf 3975
und 6020 kHz ein „Radio United
Bougainvi l le“  d e r  PNG-
Regierungstruppen zu hören.
Radio Free Bougainville musste
immer wieder seinen Betrieb
unterbrechen, war aber auf 3870
kHz weiter in Betrieb. Obwohl
viele Gebiete unter Regierungs-
kontrolle kamen, blieb Radio
Free Bougainville eine wichtige
Stimme im Konflikt. Im Septem-
ber 1994 vereinbarten die Regie-
rung von Papua-Neuguinea und
die Separatisten von Bougainville
einen Waffenstillstand. Radio
United Bougainville sendete nun
als Stimme des Bougainville
Transitional Government, und
auch die Rebellen der Bougain-
ville Revolutionay Army unter
Francis Ona meldeten sich mit
Propagandasendungen zur Un-
abhängigkeit, die freilich immer
sporadischer wurden.

Radio Free Bougainville stellte
1998 den Betrieb ein. Man führte
das auf technische Probleme
zurück. Die Frequenzen im Be-
reich 3850 kHz wurden noch
1999 durch Sendungen von Un-
tergrundsendern mit anderen
Namen warm gehalten.
1999/2000 finanzierte Australien
einen Wiederaufbau der maroden
Rundfunkstruktur in der Region.
Radio Free Bougainville (3325
kHz) bekam eine neue Ausrüs-
tung. Außerdem wurden an
Schulen gut 1.000 Aufzieh-
Radios verteilt.

Am 17. Juni 2002 ging Radio
Free Bougainville nach vier Jah-
ren wieder auf Sendung, offen-
sichtlich um in die Wahlen von
Papua-Neuguinea einzugreifen.
Am selben Tag erweiterten Ona's
Rebellen ihre Verbotszone im
Landesinneren um fünf Kilome-
ter. Nach Angaben von Sam Vo-
ron laufen die Sendungen jetzt
unter dem Namen „Radio Inde-
pendent Me’ekamui“. Eingesetzt
wird ein 80-Watt-Sender auf der
Kurzwelle 3850 kHz. Während

man in den ersten Tagen einige
Probleme hatte, wurden die Sen-
dungen im Juli 2002 regelmäßig
im Zeitraum 9:45-11:15 Uhr
Weltzeit sogar in Nordamerika
gehört. (Emails Dr. Hansjörg Biener
31.07., Volker Böge 17.07., Max Watts
18.06.02)

Amnestie für „krisenbe-
dingte Aktivitäten“

Die Regierung von Papua-
Neuguinea hat eine umfassende
Amnesty für „crisis-related activi-
ties“ erlassen. Bereits in den
Verträgen von Lincoln (Januar
1998) und dem Bougainville
Peace Agreement (August 2001)
sahen Paragraphen die Begnadi-
gung von Menschen vor, die im
Zusammenhang mit der Bou-
gainville-Krise Unrecht begangen
hatten. Die Amnestie schließt die
Freiheit vor Strafverfolgung ein,
bezieht sich aber nur auf Men-
schen, die bereits verurteilt wur-
den. Seit dem Vertrag von Burn-
ham im Oktober 1997 sind keine
Ex-Kombattanten mehr für kri-
senbedingte Verbrechen verur-
teilt worden. In den Genuss der
Amnestie kommen Kombattanten
der Bougainville Revolutionary
Army und Militärangehörige der
PNG Defence Force.

Der Begnadigungserlass war u.a.
auf Drängen der Ex-Kämpfer
entstanden, die ihre Waffen nicht
freiwillig abliefern wollten, ohne
der Straffreiheit sicher zu sein.
Die Abgabe aller Waffen ist die
Voraussetzung für dauerhaften
Frieden auf Bougainville und das
in 10 bis 15 Jahren in Aussicht
gestellte Referendum zur Unab-
hängigkeit. Von Dezember 2001
bis Mitte August 2002 wurden
1.445 Waffen abgegeben.
Die Amnestie bezieht sich auf
al le Taten zwischen dem
1.10.1988 und dem Friedensab-
kommen vom 30.8.2001. Ausge-
nommen von der Straffreiheit
sind Vergewaltigungen von Frau-
en und Kindern, Kindstötung,
Bigamie, Kindesdiebstahl und
alle Übergriffe sexueller Art.
(Jungle World 05.06., Independent
25.07.02, Conciliation Resources Accord
12/2002, PC 13.08.02)

EU finanziert
Fortbildungsstätten

Die Europäische Union (EU) un-
terstützt mit zwei Millionen Kina
Aus- und Fortbildungsstätten in
Bougainville. Gefördert werden
das „Buin Vocational Training
Centre“ in Südbougainville mit
850.000 Kina, das „Tinputz Spe-
cial Training Centre“ in Nordbou-
gainville mit 500.000 Kina, das
„St. Gregory Vocational Training
Centre“ in Koromira (850.000 K)
und das „Tunura Agricultural
Training Center“ in Zentralbou-
gainville. Ein Vertreter der EU in
Buka, Stan Basiou, erklärte, die
Gelder seien zur Einrichtung und
Renovierung der Fortbildungs-
stätten gedacht. Hier sollten jun-
ge Männer und Frauen, die kri-
senbedingt keine abgeschlosse-
ne Schul- oder Berufsausbildung
haben, einen Beruf erlernen und
sich weiterbilden. (National 08.08.02)

KIRCHLICHEKIRCHLICHE

NACHRICHTENNACHRICHTEN

AUS PAPUA-NEUGUINEA

AUS DER ELC-PNG

Neues Lotu Buk bald
druckreif

Das neue Gesangbuch der ELC-
PNG soll, so Pfarrer Alexander
Henning, im nächsten Jahr ge-
druckt werden. Seit 1997 hat der
Pfarrer, der zugleich Lehrer am
Martin-Luther-Seminar in Lae ist,
zusammen mit Pastor Kesep
Tahu und einigen Komitees dar-
an gearbeitet. Im Gegensatz zum
alten Lotu Buk ist im neuen Ge-
sangbuch das einheimische regi-
onale Liedgut stärker vertreten.
Daneben ist eine Notenausgabe
geplant. Auch soll das Werk als
CD oder in Kassettenform erhält-
lich sein. Viel sprachliches Ge-
schick erforderte die Überset-
zung der einheimischen Spra-
chen ins Tok Pisin unter Beibe-
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haltung der kraftvollen einheimi-
schen Melodien. Texte und Me-
lodien aus verschiedenen Regio-
nen werden zu einem tieferen
Verständnis der lokalen und nati-
onalen Gemeinschaft der Kirche
beitragen. (Eigene Meldung)

Bischof besuchte ELC-
PNG und Partnerkirchen

Der Bischof der Evang.-Luth.
Kirche in Bayern, Dr. Johannes
Friedrich, besuchte in Begleitung
von Missionswerkdirektor Dr.
Hermann Vorländer vom 5. bis
16. August die pazifische Part-
nerkirche. Auf dem Weg dorthin
statteten sie den Partnerkirchen
in Singapur und Malaysia und
deren Bischöfen John Tan und
Gideon Chang einen Besuch ab.
Dr. Friedrich predigte am 4. Au-
gust in der 9TH Miles Church in
Kuala Lumpur.
In Lae wurden sie von Bischof
Dr. Wesley Kigasung und den
Leitern der verschiedenen Refe-
rate begrüßt. Bischof Friedrich
informierte sich über die vielfälti-
ge Arbeit. Im Martin-Luther-
Seminar referierte er anlässlich
einer Andacht über das Thema
“Heilung und Versöhnung”. Von
Lae flog er mit MAF ins Östliche
Hochland weiter, wo ihn in Kai-
nantu Distriktspräsident Zureo
Mavino begrüßte. In Goroka wur-
de er ebenso herzlich begrüßt
und zum Häuptling gekürt. Dr.
Friedrich äußerte sich dort auch
zur “Frauenordination”. Er be-
suchte in Goroka neben Einrich-
tungen der Lutherischen Kirche
das ökumenische Melanesian
Institute.
Nächster Ort war Madang, wo ein
gutbesuchter Abendmahlsgottes-
dienst in der Memorial Church
stattfand. Eine Kircheneinwei-
hung konnte nicht stattfinden, da
das Gotteshaus wegen fehlender
Finanzen noch nicht fertig gebaut
war. Der wiedergewählte Abge-
ordnete und Minister “for Inter-
Government Relations”, Sir Peter
Barter, beherbergte nicht nur den
Bischof und sein Gefolge, son-
dern flog ihn mit dem eigenen
Hubschrauber zur Insel Karkar.

Tags darauf traf er sich mit allen
bayerischen Mitarbeitern in Lae,
von deren Arbeit er einen sehr
positiven Eindruck gewonnen
hat. Besonders dankte er den
Ehefrauen für die Begleitung des
Dienstes ihrer Männer und den
damit verbundenen Opfern. Den
Mitarbeitern überreichte er ein in
Neuendettelsau erarbeitetes Si-
cherheitspapier.
In der St.-Andreas-Kirche, die
1933 der Zimmermann der Mis-
sion, Johannes Hertle, erbaut
hatte, und die als einziges Ge-
bäude die japanische Besetzung
überstanden hat, fand am 11.
August ein Gedenkgottesdienst
anlässlich des ersten ‚Lutheri-
schen Abendmahls’ vor 100 Jah-
ren statt. Bischof Friedrich war
der Festprediger und überreichte
der Gemeinde ein Abendmahls-
gerät.
Vom 12.- 14. besuchte er die
historischen Stätten der ELC-
PNG: Simbang, Sattelberg,
Heldsbach, Butaweng und Loga-
weng im Fischhafengebiet. Auch
stattete er dem Ort Obesega, wo
das erste Abendmahl mit einhei-
mischen Christen stattgefunden
hatte, einen Besuch ab. Der Ge-
meinde überreichte er zum Ge-
denken daran ein Abendmahls-
gerät.
Bevor er das Land in Richtung
Australien verließ, verweilte er
noch einen Tag in Port Moresby,
wo er sich mit kirchlichen Mitar-
beitern traf. Eine Zusammenkunft
mit den lutherischen Parlamenta-
riern konnte leider nicht stattfin-
den. Zusammen mit seiner Frau
und den beiden Töchtern ver-
bringt der Bischof einen Teil sei-
nes Urlaubs in Australien. Auf
dem Heimweg wird er für zwei
Tage Gast der Partnerkirche in
Hongkong sein.
Überall wurden Dr. Friedrich und
seine Begleiter freundlich will-
kommen geheißen. Ihm zu Ehren
wurden viele Singsings (Tänze)
aufgeführt und ihm und seinen
Begleitern viele kunstvoll ge-
knüpfte Netzsäcke als Gastge-
schenk überreicht. Es war, wie
Dr. Hermann Vorländer sagte,
eine wunderschöne, aber auch
sehr anstrengende Reise. Der
Bischof musste sich so manche

Klage anhören über eine Kirche,
die auf schwachen finanziellen
Füßen steht und auch mit ande-
ren Problemen zu kämpfen hat.
Sein Gesamteindruck aber war
positiv. Sichtlich beeindruckt war
der Bischof von der geistlichen
Gemeinschaft und Gastfreund-
schaft. (Eigene Meldung)

Madang-Distrikt-Präsident
verstorben

Pastor Magop, der aus Biliau
(Nordküste) stammt, fiel als be-
gabter Schüler dem damaligen
Missionar Hermann Wüst auf, der
ihn deswegen weiterbildete.
Später besuchte er das Pastoren
Seminar Logaweng und arbeitete
als junger Pfarrer mit den Missio-
naren Adolf Schuster und Gernot
Fugmann in Madang an der
Stadtevangelisten-Schule. Er war
dann Pfarrer für die Pidgin-
sprechenden Gemeindeglieder
an der bekannten Memorial
Church. Anfang der 80er Jahre
wurde er zum Präsidenten des
Madang Distrikts gewählt. Er war
den Gläubigen wie auch den
Mitarbeitern ein beliebter und
respektierter Führer. Mitte der
neunziger Jahre trat er in den
Ruhestand und kehrte in sein
Heimatdorf an die Raiküste zu-
rück. (Eigene Meldung)

Partnerschaftskoordinator
besuchte Deutschland

Der für die Partnerschaften zu-
ständige Referent der ELC-PNG,
Pastor Jimmy Joe, besuchte vom
3. Juni bis 17. Juli das Missions-
werk in Neuendettelsau, das
Nordelbische Missionszentrum in
Hamburg und das Leipziger Mis-
sionswerk.

Malahang-Land
zurückgegeben

Die ELC-PNG hat 419 Hektar
Land an die traditionellen Land-
besitzer der Ortschaften Butibam,
Kamkumung und Yange zurück-
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gegeben. Bischof Dr. Wesley
Kigasung unterzeichnete das
Übergabe-Dokument und hän-
digte es dem Vorsitzenden der
BUP-Genossenschaft, Naning
Ahe, aus. Achtzehn Jahre lang
hatten die Besitzer versucht, das
von der Lutherischen Mission
gekaufte Land zurückzuerhalten.
Auf ihm befand sich der Missi-
onsflugplatz. Der andere Teil
wurde landwirtschaftlich genutzt.
Auch befinden sich die Büroge-
bäude und Wohnhäuser des Lu-
therischen Entwicklungsdiensts
(Lutheran Development Services,
LDS), der viel für die landwirt-
schaftliche Entwicklung von Pa-
pua-Neuguinea getan hat, in
Malahang. Vom Bayerischen
Missionswerk haben Reinhard
Tietze, der Initiator von “Yang-
pela Didiman”, und Jürgen
Bergmann in dieser Institution
mitgearbeitet. Zur Zeit arbeiten
Rolf Weinert und Vanessa Lomb
beim LDS. Was das zurückgege-
bene Land betrifft, sagte Naning
Ahe, so müsse es entwickelt und
finanzstarke Partner dazu gefun-
den werden. Von der Regierung
hat die Genossenschaft 40.000
Kina erhalten. Ganz in der Nähe
des am Rand von Lae gelegenen
Landes befindet sich ein Indust-
rie-Zentrum mit einer Fisch-
Konservenfabrik. (PC 13.08.02, eige-
ne Meldung)

Keine Passagierschiffe
nach Altotau

Die kircheneigene Schifffahrtsli-
n i e  “Lu the ran  Shipping”
(LUSHIP) stellt den Passagier-
verkehr zwischen Lae (Morobe
Provinz) und Alotau (Milne Bay
Provinz) aus wirtschaftlichen
Gründen ein. Stattdessen läuft
einmal im Monat ein Cargo-Schiff
von LUSHIP die 10.000 Einwoh-
ner zählende Provinzhauptstadt
an. (Independent 27.06.02)

Generalversammlung der
Mapos-Gemeinde

Seit 1990 hält die lutherische
Mapos-Gemeinde in Bulolo (Mo-

robe Provinz) jährlich eine Gene-
ralversammlung ab, die von vie-
len Menschen besucht wird. Da-
bei werden Themen wie z.B.
Führerschaft, Zahlung des Braut-
preises, Feste für Tote, Zauberei,
Kriminalität, Aids und Ehebruch
diskutiert. Es gehe, so Geling
Lot, der Vorsitzende der Ge-
meinde, um menschliche Ent-
wicklung der Gemeindeglieder.
Was die ganzheitliche Entwick-
lung betrifft, so sei die spirituelle
vorangeschritten, die soziale und
ökonomische hinke aber hinter-
her. Die Regierung des Landes
müsse deshalb auch ihren Teil
dazu beitragen. In Bulolo, einer
ehemal igen Goldgräberstadt,
leben verschiedene Bevölke-
rungsgruppen, was sich auch in
der Gemeindestruktur zeigt. Es
gibt eine starke Gruppe von Kot-
te-Sprechern, die regelmäßig zu
der jährlich stattfindenden Kotte-
Konferenz eine beträchtliche
Abordnung schickt. (Independent
23.05.02, eigene Meldung)

AUS DER ÖKUMENE IN
PNG

PNGCC gratuliert Sir
Michael Somare

Sophie Gegeyo, die Vorsitzende
des Kirchenrates von Papua-
Neuguinea (Papua New Guinea
Council of Churches), gratulierte
dem neugewählten Premiermi-
nister Sir Michael Somare und
dem Sprecher des Parlaments,
Bill Skate, im Namen der Kirchen
von Papua-Neuguinea. “Wir freu-
en uns, dass die demokratischen
Wege während der Wahl nicht
verlassen wurden“, sagte Ge-
geyo. Im neuen Kabinett seien
viele professionelle und erfahre-
ne Minister vertreten, um das
Land vorwärtszubringen, so Ge-
geyo weiter. “Wir hoffen aber,
dass die neue Regierung die
Verwaltung der Verfügungsgelder
durch die Abgeordneten über-
denkt und nicht den Fehler der
vorangehenden Regierungen
begeht und “sogenannte Berater”
auf Kosten der Bevölkerung en-
gagiert. Wir fordern, dass der

Betrieb von Spielautomaten und
alle Art von Glücksspiel verboten
wird. Auch sollte die Regierung
etwas gegen die Gesetzlosigkeit
im Land und den unerlaubten
Besitz von Schusswaffen tun. Wir
sind, was Religion und ganzheit-
liche menschliche Entwicklung
betrifft, jederzeit bereit mit der
Regierung zusammenzuarbei-
ten”, so die Ratsvorsitzende in
ihrer Gratulation. (PC 16.08.02)

Zum fünften Mal
wiedergewählt

Bischof David Piso, das Ober-
haupt der Gutnius Lutheran
Church of Papua New Guinea
(GLC) wurde mit 488 Stimmen
auf der 32., alle zwei Jahre statt-
findenden Konferenz, wiederge-
wählt. Sein Gegenkandidat, Re-
gional-Bischof Kanuba Yupele
erhielt 228 Stimmen. Die Konfe-
renz fand in Vaibos, außerhalb
von Wapenamanda in der Enga
Provinz statt. Bemühungen, die
Konferenz und damit die Wahl zu
stören, wurden durch Sicher-
heitskräfte vereitelt. Auf der
Konferenz wurde u.a. beschlos-
sen, die missionarische Arbeit
der Kirche zu stärken und in iso-
lierte Gegenden wie Nete, Penali,
Hewa, Wapi und Haggahai aus-
zuweiten. Bischof Piso ist der
Südostasien-Vertreter beim
Weltkirchenrat in Genf. Ebenso
vertritt er seine Kirche beim Lu-
therischen Weltbund und bei
vielen internationalen lutheri-
schen Organisationen. (National
13.06.02)

Ozeanische Bischofs-
konferenz in PNG

Vom 28. bis zum 31. Mai fand in
Vunapope (East New Britain) die
Ozeanische Bischofskonferenz
statt. Gastsprecher Kardinal Jan
Schotte, der aus Rom angereist
war, sagte zum Thema “Inkultu-
ration und Gemeinschaft”, dass
nur die geistige Gemeinschaft die
Kirche in Ozeanien bilden könne.
Kardinal Thomas Stafford Willi-
ams (Neuseeland) erinnerte an
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die Schätze dieser Region, in der
ganz verschiedene Menschen
leben: Aborigines, Melanesier,
Polynesier, Mikronesier und die
Nachkommen der überseeischen
Einwanderer. Dieser menschliche
Reichtum fordere die Kirche her-
aus und trage zu einem tieferen
Verständnis der lokalen und uni-
versalen Gemeinschaft bei. Der
Austausch von Geschenken, der
in dieser Region üblich sei, er-
mutige zum Austausch von Lie-
be, Respekt und Vertrauen. Dies
sei die Basis zum Dialog, der
Teilnahme und Beratung. So
werde die Gemeinschaft inner-
halb der Kirche ausgedrückt.
(Independent 06.06.02)

Bischöfe warnen vor
Giftmüll-Lagerung

Die in Vunapope versammelten
Bischöfe warnten vor dem Ange-
bot Taiwans, den Solomonen
US$ 130 Millionen für die Lage-
rung von Giftmüll auf der kleinen
Insel San Cristobal zu zahlen.
Auch wenn die Regierung große
finanzielle Schwierigkeiten habe,
so möge sie sorgfältig prüfen, ob
das angesichts der langzeitlichen
Auswirkungen auf die Umwelt
und Menschen zu verantworten
sei. Der Erzbischof der Salomo-
nen, Smith, bezeichnete eine
Lagerung als unheilvoll, die Um-
welt und Menschen schwer be-
laste. Des Weiteren wiesen die
Bischöfe auf die Auswirkungen
der weltweiten Erwärmung für die
kleinen Inselstaaten hin. Auf den
Marshall Inseln werden bereits
Wälle gebaut, um Auswirkungen
des gestiegenen Meeresspiegels
zu begegnen. Was den ethni-
schen Konflikt auf den Salomo-
nen betrifft, appellierten die Bi-
schöfe an die gegnerischen Par-
teien, die Waffen schnellstmög-
lich zu übergeben. Nur so könne
Friede und Normalität eintreten
und die Bevölkerung mit dem
Nötigsten versorgt werden. (Inde-
pendent 06.06.02)

Bischofs-Residenzen
ziehen Diebe an

In Abwesenheit von Erzbischof
Brian Barnes - er besuchte die
Ozeanische Bischofskonferenz in
Rabaul - brachen Diebe während
der Mittagszeit in sein Haus in
Port Moresby ein. In aller Ruhe
suchten sie sich wertvolle Stücke
wie einen CD-, und Cassetten-
Player, ein schnurloses Telefon,
teure Weine und Spirituosen
(vom Vorgänger übernommen),
Bier, Sportschuhe und Sandalen,
kostbare Netzsäcke und Klei-
dung, die einem anderen Bischof
gehörte, aus.

Ähnlich erging es seinem lutheri-
schen Amtskollegen, Bischof Dr.
Wesley Kigasung, in Lae. Diebe
stahlen während der Mittagszeit,
unbemerkt von Nachbarn und
Passanten, Fernseher und Vi-
deo-Abspielgerät und andere
wertvolle Dinge.

Solche Diebstähle, so ein Autor
des Post-Courier, werden in der
Mehrzahl durch Hehler, die die
gestohlenen Güter zu ermäßigten
Preisen kaufen und verkaufen,
provoziert. Es wäre gut, wenn die
Menschen nur solche Güter von
anderen kauften, von denen sie
sicher wissen, dass es deren
eigene seien. (PC 19.06.02, eigene
Meldung)

Gebete für die Heilung von
PNG

“Herr, heile unser Land”, so stand
auf dem Banner, das Schulkinder
zu einem Gottesdienst im Sir
John Guise Stadion trugen. Zu-
sammen mit ihren Eltern beteten
sie für das Land. Erzbischof Bri-
an Barnes sagte den Kindern:
“Heute beten wir zu Gott, damit
er unser Land heilen möge und
unsere Lehrer segne, die es
schwer haben, die Kinder zu un-
terrichten”. Auch für die Führer
des Landes wurde gebetet und
für den Frieden. Sie baten Jesus
Christus, dass er seine heilenden
Hände auf Papua-Neuguinea
legen und es segnen möge. An-
lässlich eines Gottesdienstes für

den in Wau ermordeten Lehrer
Anthony Pokahun sagte Erzbi-
schof Leishout von Lae, Papua-
Neuguinea habe sich negativ
verändert. Es fehle vor allem der
Respekt vor den Mitmenschen.
„Dennoch dürfen wir nicht aufhö-
ren, uns für das Gute einzuset-
zen und zu versuchen, die Prob-
leme zu lösen”, so der Erzbi-
schof. Er bat die Gläubigen, für
das Land und die Menschen zu
beten. (Wantok 16.05.02, Independent
23.05.02)

AUS ANDEREN LÄNDERN

AUSTRALIEN

125 Jahre Lutherische
Missionsarbeit in

Australien

1877 gründeten die von Südaust-
ralien kommenden Hermanns-
burger Missionare W.F. Schwarz
und A.H. Kempe in Ntara (Her-
mannsburg) einen Stützpunkt für
ihre Arbeit unter den Aborigines
in der Nähe von Alice Springs.
Von dort aus missionierten sie
die Umgebung. Heute gehören
rund 6.000 Ureinwohner in 60
Gemeinden zur Lutherischen
Kirche. Sie werden von 23 Pfar-
rern betreut. Die Finke River Mis-
sion (FRM), genannt nach dem
ältesten Flusssystem der Welt,
übersetzt die Bibel in einheimi-
sche Sprachen, bietet Literatur-
programme an, unterhält das
Yirara College und ist für die
theologische Aus-und Fortbildung
der einheimischen Ältesten,
Evangelisten und Pastoren zu-
ständig. Die beiden ersten ein-
heimischen Pastoren wurden
1964 ordiniert. Die FRM ermutigt
die Bildung von lokalen unab-
hängigen Gemeinden. (Finke River
Mission (Lutheran Church of Australia),
eigene Meldung)

Albert Namatjira vor 100
Jahren geboren

Der am 28. Juli 1902 in Her-
mannsburg geborene Aranda
arbeitete zunächst als Huf-
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schmied und Kameltreiber. Unter
Leitung von Pastor F.W. Albrecht
missionierte er als Evangelist
unter Stämmen im Westen von
Hermannsburg. Da die FRM ihn
aus finanziellen Gründen nicht
ausreichend unterstützen konnte,
versuchte er unter den gleichen
Bedingungen wie seine wüsten-
und steppenerfahrenen Lands-
leute zu leben. Nachdem er
durch diese für ihn ungewohnte
Lebensweise stark abgenommen
hatte, gab er sein Vorhaben auf.
Er sagte: “Ich kann es nicht tun,
denn ich habe immer das Essen
der Weißen gegessen”.

Im Jahre 1932 stellten Rex Bat-
terbee und John Gardner ihre
Bilder in Hermannsburg aus.
Albert war davon sehr beein-
druckt und meinte, dass er das
auch könne. Unter Anleitung von
Rex Battarbee malte er seine
ersten Aquarelle. Der Verkauf
stellte sich jedoch als schwierig
heraus. Pastor F.W. Albrecht
verkaufte von sechzehn Bildern
für je zehn Schilling nur vier.
Dennoch gab Albert nicht auf.
Auch als er auf Rat eines in
Hermannsburg gebildeten Kunst-
ausschusses einige Bilder ver-
nichten musste, malte er weiter.
So schuf er mit der Zeit heraus-
ragende Bilder. Sie zeigen Ge-
birge, Bäume und Landschaften
seiner Heimat im warmen Licht
der auf- und untergehenden
Sonne und der sich fortwährend
ändernden Farben Zentralaustra-
liens. Es blieb nicht aus, dass
sein Ruhm von Ausstellung zu
Ausstellung wuchs und er sich
bald auf der Höhe seines Maler-
lebens befand. In dieser finanziell
sorglosen Zeit fühlte er sich aber
sehr elend. Einzige Hilfe erfuhr er
aus der Bibel, die er weiterhin
las. Nachdem er wieder nach
Hermannsburg übersiedelte,
sagte er: “Nur der Herr Christus
kann mir helfen”. 1954 wurde er
mit der Königlichen Coronation
Medaille ausgezeichnet. 1957
erhielten er und seine Frau als
erste Ureinwohner die Australi-
sche Staatsbürgerschaft. Er
konnte nun Alkohol kaufen. Als er
diesen mit Stammesgenossen
trank, wurde er inhaftiert und

angeklagt, verbotenerweise Al-
kohol an Aborigines geliefert zu
haben. Nach zwei Monaten wur-
de er wieder aus der Haft entlas-
sen. Von nun an litt er unter De-
pressionen und starb nicht lange
darauf an einem “gebrochenen
Herzen”.

“Albert Namatjira ist der erste
prominente Aborigines-Künstler.
Ihn sollten wir verehren und  das,
was er getan hat, in unserem
Gedächtnis behalten”, so Pastor
F.W. Albrecht bei seiner Beerdi-
gungsansprache in Hermanns-
burg. (The Lutheran 19.08.02)

OSTTIMOR

Hoffnung auf ein neues
Leben

Die meisten Christen Osttimors
gehören der katholischen Kirche
an. Aber es gibt auch eine kleine
protestantische Kirche. Während
der Wirren anlässlich der Unab-
hängigkeits-Abstimmung flohen
die meisten der 27 Pastoren
nach Westtimor. Nur vier blieben
und harrten mit den Zurückge-
bliebenen aus. Mit ihnen haben
sie gelitten, gehungert, waren
Krankheiten und Bedrohungen
ausgesetzt. Jetzt, wo das Land
erneut aufgebaut wird, gibt es für
die Kirchen viel zu tun. Eine ihrer
Hauptaufgaben ist es, sich für die
Versöhnung der Menschen ein-
zusetzen. Viele Dörfer und eben-
so Familien waren geteilter Mei-
nung und wurden durch die
Flucht voneinander getrennt.
Jetzt hat die Regierung eine
Wahrheits- und Versöhnungs-
Kommission ins Leben gerufen.
“Es geht um Versöhnung und
Gerechtigkeit”, so Pastor Vas-
concelos von der protestanti-
schen Kirche. Der Wunsch nach
Frieden sei sehr stark und nach
24 Jahren des Konflikts gehe es
darum, das Land neu aufzubau-
en. Was die Kirche augenblick-
lich brauche, seien Austausch-
programme für Kirchenführer.
(Independent 11.07.02)

MALAYSIA

Auf nach Malaysia

Erster deutscher Pfarrer in Kuala
Lumpur wird Wolfgang Grienin-
ger. Zusammen mit seiner Ehe-
frau Judith und ihren vier Kindern
reisten sie nach Kuala Lumpur
aus. In den nächsten Jahren wird
Pfarrer Grieninger für die Aus-
und Fortbildung der kirchlichen
Mitarbeiter der malaiischen luthe-
rischen Kirche zuständig sein.
Zugleich wird er Berater von Bi-
schof Gideon Chang sein. Von
1993 bis 1996 hat Grieninger als
Studentenpfarrer in Port Moresby
gearbeitet. (Eigene Meldung)

AUS DEM PAZIFIKAUS DEM PAZIFIK

KURZ GEMELDETKURZ GEMELDET

Hälfte der Bevölkerung
angeklagt

Pitcairn: Rund 20 Männern der
nur 44 Einwohner zählenden
Insel Pitcairn droht eine Anklage
wegen sexuellen Missbrauchs.
Dies berichtete ein neuseeländi-
scher Radiosender. Neuseelän-
dische Detektive hatten englische
Polizisten bei der Klärung eines
Vergewaltigungsdeliktes vom
Dezember 1999 unterstützt. Die
Frauen auf der Insel nutzten den
Aufenthalt der Ermittler, um wei-
tere 20 Männer des sexuellen
Missbrauchs anzuklagen. Sollten
die Anklagepunkte bestätigt wer-
den, käme es zu einem Prozess.
Dieser müsste in Auckland statt-
finden, da sich die meisten der
Beschuldigten heute dort aufhal-
ten. Der Staatsanwalt von Pit-
cairn, der Aucklander Rechtsan-
walt Simon Moore, wollte zu dem
Radiobericht keine Stellung
nehmen.
Die nur fünf Quadratkilometer
große Insel Pitcairn ist britisches
Schutzgebiet, vertreten durch
den britischen Hochkommissar in
Neuseeland. So erklärt sich das
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multinationale Ermittlungsteam
im Fall der Vergewaltigung.
Pitcairn war 1790 von den Meu-
terern der Bounty besiedelt wor-
den. 1897 hatte es den bisher
einzigen Prozess auf der Insel
gegeben. Harry Albert Christian,
ein Nachkomme des legendären
Meuterers Fletcher Christian, war
des Mordes an Frau und Kind
überführt und in Fiji gehängt wor-
den. (SMH 17.07.02, Pacific Magazine
August 02, Pacific Islands Encyclopedia)

Abkommen mit WWF

Salomonen: Die Regierung der
Salomon-Inseln hat Anfang Au-
gust ein „Memorandum of Un-
derstanding“ (MOU, Vereinba-
rung) mit der Umweltschutzorga-
nisation WWF (World Wide Fund
for Nature) geschlossen. Der
WWF-Repräsentant für den Süd-
pazifik, Dermot O’Gorman, sagte,
der WWF sei auf der Suche nach
starken Partnern, um die hohe
Biodiversität des Pazifiks zu be-
wahren.
Das Abkommen bezieht sich auf
den Schutz einer der vom WWF
kürzlich im Programm „Global
200“ benannten weltweiten Öko-
regionen. Es handelt sich um die
Bismarck-Salomon-See-
Ökoregion, also das Marinere-
servat rund um die Salomonen.
(Presseerklärung  WWF 08 .08 .02 ,
http://www.wwfpacific.org.fj/press_release_
solomonsmou.hatm, Pacnews 09.08.02)

„Tinian Dynasty“ von
Steuern befreit

Tinian:  Der Gouverneur der
Nördlichen Marianen, Juan Ba-
bauta, hat erstmals einem Hotel
Steuervergünstigungen verlie-
hen. Das einzige Fünf-Sterne-
Hotel der Marianen auf der Insel
Tinian, das „Tinian Dynasty Hotel
and Casino“ muss in den nächs-
ten drei Jahren keine Einkom-
mens- und Umsatzsteuer zahlen.
Im vierten und fünften Jahr wird
der Steuersatz nur 50 % der re-
gulär zu zahlenden Steuern
betragen. Möglich geworden ist
die vielfach kritisierte Entschei-
dung des Gouverneurs durch den

„Investment Incentive Act“, der
Unternehmen, die „wünschens-
werte und nützliche Leistungen
für die Marianen“ erbringen, von
Steuern befreit.

Das Tinian Dynasty Hotel wurde
1998 eröffnet. Es zählt zu den
teuersten und luxuriösesten Ho-
tels des Pazifiks. Tinian ist die
zweitgrößte Insel des „Common-
wealth of the Northern Marianas
Islands“. Der Tourismus trägt zu
20 % zu den Regierungseinnah-
men bei, 50 % des Bruttoin-
landsproduktes werden dadurch
erz ie l t .  ( Pacnews 08 .08 .02 ,
http://www.tinian-dynasty.com/, Pacific
Islands Encyclopedia)

Abschied von Anna
Solomon

Papua-Neuguinea: Die Heraus-
geberin der Wochenzeitungen
„Wantok“ und „The Independent“,
Anna Bernadette Solomon, ist
aus dem Amt geschieden. Die
aus Port Moresby stammende
Solomon war in den 70er Jahren
die erste einheimische Korrek-
turleserin bei der Tageszeitung
„Post-Courier“.
Als 1977 die von dem katholi-
schen Orden „Societas Verbi
Divini“ (SVD) herausgegebene
pidginsprachige „Wantok Ni-
uspepa“ ihr Büro von Wewak
nach Port Moresby verlegte, be-
warb sich Solomon um einen
Job. Unter den beiden amerika-
nischen Herausgebern, den Pa-
tern Frank Mihalic und Jim
Franks, absolvierte Solomon eine
Ausbildung zur Journalistin.
Ende der 70er Jahre wurde Word
Publishing Limited gegründet, ein
Verlag mit angeschlossener Dru-
ckerei, der für den „Wantok“ und
den englischsprachigen „The
Independent “  verantwortlich
zeichnete. Solomon avancierte
zur Herausgeberin beider Publi-
kationen, 1996 dann zur Ver-
lagsleiterin von Word Publishing.
Solomons Nachfolger ist der Brite
Jeremy Burgess. (National 09.08.,
Pacific Media Watch 11.08., Independent
20.08.02)

Zeitungsgründung

Vanuatu : Anfang August er-
schien in Vanuatu die 24-seitige
Erstausgabe der Wochenzeitung
„Pacific Weekly Review“. Die
Zeitung wird herausgegeben von
dem in Port Vila ansässigen
Verleger Marc Neil-Jones und
dem australischen Fotojourna-
listen Ben Bohane. Der 32-
jährige Bohane hat u.a. für den
Sydney Morning Herald und die
Times fotografiert. Verleger Neil-
Jones ist in Vanuatu kein Unbe-
kannter. Als Herausgeber der
Vanuatu Trading Post geriet er
wegen harscher Regierungskritik
in Konflikt mit der Regierung,
wurde kurzzeitig sogar des Lan-
des verwiesen.

Die Herausgeber rechnen mit
einer wöchentlichen verkauften
Auflage von 10.000 Stück. Das
Hochglanzmagazin soll nach
Angaben von Bohane „cover
issues without fear or favour“.
Ereignisse im Pazifik sollen so-
wohl aus „big-man“ Perspektive
als auch aus der grassroot
–Perspektive geschildert werden.

Unser  Auslandskorrespondent
Hans Schmidt in Vanuatu
schreibt zur ersten Ausgabe:
„Schwach. Fast alle Artikel sind
von PINA (Pacific Islands News
Association) übernommen. Lohnt
sich nicht!“ (David Robie’s Café Pacific
17.07., Pacific Media Watch 13.08., Email
Hans Schmidt 11.08.02)

Institute zusammengelegt

Suva: Die Universität des Süd-
pazifiks in der fidschianischen
Hauptstadt Suva hat ihre beiden
Institute „Institute of Pacific Stu-
dies“ und das „Institute of Deve-
lopment Studies“ vereint. Die
neue Fakultät fungiert unter dem
Namen: „Pacific Institute for Ad-
vanced Studies in Development
and Governance“. (PIANGO Juni 02)
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33. Pacific Islands Forum

Suva/Fiji: Vom 15. bis 17. Au-
gust trafen sich in Suva die Re-
gierungschefs der 16 Mitglieds-
staaten des Pacific Islands Fo-
rum zu dem 33.Treffen seit ihrem
Bestehen. Auf der Tagesordnung
der dreitägigen Gespräche stan-
den u.a. die regionale Sicherheit
im Pazifik, Fragen der (guten)
Regierungsführung, der Umwelt-
schutz, Handel und Ökonomie
sowie Gesundheit und Soziales.
Die Regierungschefs betonten
die Gefahren durch den Anstieg
des Meeresspiegels für niedrige
Atollinseln und riefen die Regie-
rungen der Industriestaaten auf,
ihre Treibhausemissionen rapide
zu reduzieren. Amerika wurde in
der Abschlusserklärung des Fo-
rums explizit aufgefordert, das
Kyoto-Protokoll zu ratifizieren.

Das Forum sprach sich auch
besorgt über die Verschiffung
radioaktiven Abfalls durch die
pazifischen Gewässer aus. Hier
müsse ein Höchstmaß an Si-
cherheit gewährleistet sein. Zum
weiteren Umwelt- und Natur-
schutz forderte das Forum alle
Länder auf, Walschutzgebiete in
ihren jeweiligen Exklusiven Öko-
nomischen Zonen einzurichten.
Die Thunfisch-Fischerei müsse
auf nachhaltiger Basis erfolgen,
um Ressourcen für die nachfol-
gende Generation zu wahren.
Das Forum äußerte sich beunru-
higt über steigende Bevölke-
rungszahlen, den Rückgang der
natürlichen Ressourcen und die
zunehmende Rate an AIDS-
Erkrankungen. Es sprach sich
dafür aus, ein regionales pazifi-
sches Aktionsbündnis gegen
AIDS ins Leben zu rufen. (Forum
Communiqué des 33. Pacific Islands Fo-
rum, pacnews 15. – 20.08.02)

3. AKP-Gipfeltreffen

Nadi/Fiji: Vom 18. bis zum 19.
Juli fand in Nadi das dritte Gip-
feltreffen der Regierungschefs
der AKP- (Afrika- Karibik- Pazifik)
Staaten statt. Gastgeber Laisenia
Quarase, fidschianischer Pre-
mierminister, agierte als Präsi-
dent dieses Treffens und eröff-
nete als Vorsitzender auch den
Gipfel. Die Teilnehmer fassten
die Ergebnisse des Treffens in
fünf Punkten in einem Ergebnis-
protokoll zusammen: 1) Teilnah-
me eines Vertreters der AKP-
Gruppe am Weltgipfel für nach-
haltige Entwicklung in Johannes-
burg vom 26. August bis 4. Sep-
tember, 2) Verankerung der AKP-
Gruppe auf internationaler politi-
scher Ebene, 3) Förderung der
traditionellen Kulturen der AKP-
Länder, 4) Positionierung der
AKP-Länder in der Welthandels-
organisation WTO und 5)
nächster Gipfel: 2004 in Maputo,
Mosambik.

In der Abschlusserklärung „ACP
Solidarity in a Globalised World“
(Nadi declaration) sprechen sich
die Regierungschefs gegen Ras-
sismus, Fremdenhass und Unge-
rechtigkeit aus. Sie bestärken ihr
Engagement im Kampf gegen die
Armut und bezeichnen als weite-
re große Herausforderungen eine
nachhaltige Entwicklung, dauer-
haften Frieden, die Stärkung de-
mokratischer Prozesse, den Auf-
bau eines fairen globalen Han-
delssystems und die Mit-
Einbeziehung von Frauen in allen
Bereichen. Die AKP-Staaten
mahnen außerdem den soforti-
gen Stopp des Transports von
radioaktivem Müll durch den Pa-
zifik an. (ACP/28/044/02, ACP/28/029/02,
Nadi, 19.07.02)

Amerikaner setzten
Nervengas ein

USA: Das amerikanische Vertei-
digungsministerium veröffent-
lichte am 23. Mai einen Bericht,
wonach die Navy bei sechs Tests
im Pazifik chemische und biolo-
gische Waffen getestet hat. Das
Ministerium untersuchte die Fälle
auf Anfrage des Department of

Veterans Affairs (Kriegsvetera-
nenministerium), das sich mit
Kompensationsforderungen von
ehemaligen Arbeitern konfrontiert
sieht, die ihre gesundheitlichen
Schäden auf die Testteilnahme in
den Jahren 1964 – 1968 zurück-
führen. Das Veteranenministeri-
um hatte bereits im August 2000
um Aufklärung gebeten.

Bei den Tests wurde in drei Fäl-
len das Nervengift Sarin und in
einem Fall ein biologisches Gift
eingesetzt. Die in den 60er Jah-
ren durchgeführte Testreihe mit
chemischen und biologischen
Waffen nannte sich „Project
Shipboard Hazard and Defense“
(SHAD). Ziel war es herauszufin-
den, welche Auswirkungen der
Einsatz dieser Waffen auf die
Schiffe der amerikanischen Mari-
ne haben könnte. Es sollte in
Erfahrung gebracht werden, wie
schnell man biologische Waffen
erkennen und beseitigen kann.
Getestet werden sollte außerdem
die Wirksamkeit von Schutzklei-
dung.

1964 wurde das Schiff „USS
George Eastman“ vor der Küste
von Hawai’i mit Sarin und einem
chemischen Gift besprüht. In der
als „Flower Drum“ benannten
Testreihe wurden Affen als Ver-
suchstiere eingesetzt, die später
an den Folgen der Vergiftung
starben. Die Arbeiter an Bord
trugen Schutzanzüge.

1968 führte die Navy eine weitere
Versuchsreihe auf dem Enewe-
tak-Atoll durch. Hier kam das Gift
„Staphylococcal Enterotoxin Typ
B“ zum Einsatz, das feindliche
Soldaten im Kriegsfall durch
grippeähnliche Symptome für 14
Tage außer Gefecht setzen soll-
te.

Das Verteidigungsministerium
hat inzwischen dem Veteranen-
ministerium eine Liste aller an
den fraglichen Tests beteiligten
Schiffe und Personen übergeben.
622 betroffene Männer wurden
angeschrieben mit der Bitte, sich
bei Gesundheitsproblemen sofort
mit dem Ministerium in Verbin-
dung zu setzen.
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(http://www.defenselink.mil/news/May2002/
b05232002_bt264-02.html, Atlanta Journal-
Constitution 24.05.02, Pacnews 28.05.02,
http://www.va.gov/, PNB 06/02)

Kava-Verbot trifft Pazifik
schwer

Das Bundesinstitut für Arznei-
mi t te l  und Medizinprodukte
(BfArM) in Bonn hat mit Bescheid
vom 14. Juni 2002 die Zulassung
von Kava-Kava-haltigen (lat. pi-
per methystic u m ) und Kavain-
haltigen Arzneimitteln einschließ-
lich homöopathischer Zuberei-
tungen mit einer Endkonzentrati-
on bis D4 widerrufen. Die Abga-
be in deutschen Apotheken ist ab
sofort nicht mehr erlaubt. Das
BfArM begründete seine Ent-
scheidung wie folgt: Kavahaltige
Arzneimittel könnten schwere
hepatotoxische (dt. leberschädi-
gende) Reaktionen hervorrufen.
Ihnen stehe keine hinreichend
belegte therapeutische Wirksam-
keit gegenüber.

Grund für das bereits im Novem-
ber 2001 eingeleitete Anhö-
rungsverfahren zur Überprüfung
von Kava waren 39 gemeldete
Fälle mit unerwünschten Neben-
wirkungen an der Leber. Drei
Menschen starben an den Folgen
von Leberschäden. Leberzell-
schädigungen durch Kava seien
in mehreren Publikationen im In-
und Ausland belegt worden. Von
der Rückrufaktion des Bundesin-
stituts sind 86 Mittel betroffen.

Die Kavapflanze war bereits vor
Jahrzehnten als natürliches Psy-
chopharmakon nach Deutschland
gekommen, bevor es das heute
obligatorische Zulassungsverfah-
ren für Arzneimittel gab. Darin
werden Arzneien auf Unbedenk-
lichkeit, Wirksamkeit und Qualität
geprüft. Kava war beliebt, weil es
eine Alternative zu chemisch
synthetisierten Medikamenten
war. Dem deutschen Verbot
schlossen sich Spanien, Italien
und Frankreich an.

Das Verbot hat die Kava-
exportierenden Länder des Pazi-
fiks Fiji, Samoa, Tonga und Va-
nuatu schwer getroffen. Der Prä-
sident der Handelskammer von
Vanuatu, Joseph Jacobi, sagte,

sein Land büße mindestens vier
Millionen US Dollar jährlich an
Exporteinnahmen ein. Das Büro
für Statistik in Fiji gab bekannt,
dass seit April der Export von
Kava von 800.000 Fj. Dollar auf
100.000 Fj. Dollar gefallen sei.
(SZ online 18.06., PINA Nius online 27.06.,
Pharm. Zeitung 20.06.02 S. 6 f., Flash
d’Océanie, Pacnews 21.08.02)

‚Moruroa e tatou’ will
Archivöffnung

Die polynesische Atomtestvete-
ranenvereinigung Moruroa e ta-
tou (Moruroa und wir) verlangt
vom französischen Staat die Öff-
nung der Krankenakten von
1.171 Veteranen. Der Zusam-
menschluss der von Atomtestfol-
gen betroffenen Menschen in
Französisch-Polynesien verlangt
des Weiteren von der Regierung
die offizielle Anerkennung von
„durch Atomtests bedingten ge-
sundheitlichen Folgen“.

Nach einer Studie des ehemali-
gen Militärarztes Dr. Jean-Louis
Valatx beträgt die Krebsrate in
einem Umkreis von 700 km um
das Atoll Moruroa 34 % im Ge-
gensatz zu 17 % in Frankreich.

Moruroa e tatou war im Juli vori-
gen Jahres auf Initiative von John
Doom, dem ehemaligen Refe-
renten für pazifische Angelegen-
heiten beim Ökumenischen Rat
der Kirchen in Genf, in Pape’ete
gegründet worden.

Am 20. Juli 2002 fand die erste
Vollversammlung in Arue/Tahiti
statt, an der 500 ehemalige Mo-
ruroa-Arbeiter teilnahmen. Ver-
treten waren auch Atomtestvete-
ranenvereinigungen aus Japan,
Fiji, England, Australien und
Neuseeland, sowie die französi-
sche Schwestervereinigung
AVEN (Association des Vétérans
des Essais Nucléaires), die in-
zwischen mehr als 700 Mitglieder
in Frankreich und Algerien hat.

Die australische Senatorin Lyn
Allison (Demokratische Partei)
eröffnete die Versammlung. Alli-
son unterstützt die australischen

Veteranen, die bei britischen
Tests in den 50er Jahren in Aust-
ralien mitwirkten. Sie ist zudem
Präsidentin des am 20. Januar
2002 gegründeten „Paris Interna-
tional Nuclear Test Network“.
Das Pazi f ik -Netzwerk in
Deutschland gehört ebenfalls zu
diesem Netzwerk und unterstützt
durch Lobbyarbeit die Bemühun-
gen um die Öffnung der frz. Ge-
sundheitsakten.

Die Vernetzung der weltweit täti-
gen Atomtestveteranengruppen
läuft gut. So nahmen an der
„Weltkonferenz gegen atomare
und hydrogene Bomben“ vom 2.
bis 9. August in Hiroshima und
Nagasaki Vertreter der Vereini-
gungen aus Fiji, Französisch-
Polynesien, Frankreich und Alge-
rien teil. Am 6. August jährte sich
der Abwurf der weltweit ersten
Atombombe auf Hiroshima, am 9.
August 1945 traf eine Atombom-
be Nagasaki.

Das Parlamentarische Büro der
Französ ischen  Nationalver-
sammlung hatte im Januar letz-
ten Jahres nach einer wissen-
schaftlichen Vor-Ort-Studie er-
klärt, die Atomtests hätten „die
Umwelt im Testgebiet nicht maß-
geblich verändert“, es seien kei-
ne gesundheitlichen „Risiken für
Menschen“ entstanden. Die fran-
zösischen Atomtests hätten im
Gegensatz zu den Tests der A-
merikaner und Russen nur „ge-
ringfügige Effekte“ gehabt.

Der von den Veteranen gefor-
derten Öffnung der Archive im
Gesundheitsministerium steht
rein rechtlich nichts entgegen.
Der französische Verteidigungs-
minister sagte gegenüber der
Zeitschrift „Le Figaro“, der Zu-
gang zur Krankenakte sei „ein
Recht jedes Menschen, der im
zivilen oder militärischen Bereich
für die Verteidigung gearbeitet
hat“. (Pressemitteilungen Moruroa e tatou
vom 02.07., 20.07., 21.07.02, Le Figaro
21.08.02, PCRC 29.07.02, Pressemitteilung
AVEN 27.05.02)
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EU und Kiribati einig über
Fischereirechte

Die Europäische Union (EU) und
die Republik Kiribati haben An-
fang Juli ein auf drei Jahre an-
gelegtes bilaterales Abkommen
über Fischereirechte unterzeich-
net. Der Vertrag legt fest, dass
europäische Fischfangflotten in
der 3,5 Mio. Quadratkilometer
großen Exklusiven Ökonomi-
schen Zone (EEZ) von Kiribati
nach Thunfisch fischen dürfen.

Nach Angaben der EU zeigen
portugiesische, spanische und
französische Flotten Interesse
am Fischfang in den Gewässern.
Die EU zahlt für die Fischerei-
rechte im ersten Jahr 546.000 €,
in den beiden Folgejahren je
416.000 €. Dafür dürfen jährlich
nicht mehr als 8.400 bzw. 6.400
Tonnen Thunfisch gefangen wer-
den. Insgesamt wird die EU
1.378.000 Mio. € an Kiribati
überweisen. Dazu zählen auch
100.000 € jährlich, die zur Unter-
stützung des Engagements von
Kiribati in regionalen und interna-
tionalen Fischereiorganisationen
dienen.

Im ersten Jahr des bilateralen
Abkommens dürfen sechs soge-
nannte Purse-seine-Schiffe (dt.
Beutelnetz) und 12 longliner in
den Gewässern fischen. Die
Kostenbeteiligung der Schiffseig-
ner liegt dabei mit 35 € pro Ton-
ne Thunfisch ungleich höher als
bei anderen bilateralen Fische-
reiabkommen. Die Fangflotte aus
europäischen Ländern darf nur
außerhalb der 12-Meilen-Zone
fischen, diese Zone bleibt für
lokale Fischer reserviert. Je zwei
einheimische Fischer müssen
sich an Bord der europäischen
Fangflotte befinden und mindes-
tens dreimal pro Jahr muss die
Flotte einen Hafen in Kiribati zum
Weitertransport der Fische an-
steuern.

Bedingt durch seine 33 weit ver-
streuten Inseln verfügt die Repu-
blik Kiribati über eine der größten
und fischreichsten EEZ des Süd-
pazifiks. (Flash d’Oceanie 11.07.02,

http://europa.eu.int/comm/fisheries/news_co
rner/press/inf02_19_en.htm)

Immer mehr Regenwälder
abgeholzt

Die Zerstörung der tropischen
Regenwälder schreitet weiter
voran. Das geht aus einem Be-
richt der UN-Ernährungs-und
Landwirtschaftsorganisation FAO
hervor. In „State of the World’s
Forests 2001“ wird für die Deka-
de von 1990 bis 2000 ein Rück-
gang der Waldfläche von 16,1
Millionen Hektar jährlich ver-
zeichnet. 15,2 Millionen Hektar
davon lagen in den Tropen. Von
diesen wurde eine Million Hektar
in Plantagen umgewandelt, der
Rest in andere Formen der
Landnutzung.
In Ozeanien gibt es 198 Millionen
Hektar Wald, vergleichsweise
wenig zu den Waldflächen in
Europa inklusive Russland (1039
Mio. Hektar), Südamerika (886
Mio. ha) oder Afrika (650 Mio.
ha). Allerdings verfügt Papua-
Neuguinea über den drittgrößten
tropischen Regenwald weltweit.

Eine Untersuchung der Umwelt-
schutzorganisation Eco-Forestry-
Forum - ein Zusammenschluss
diverser Umweltschutzgruppen
mit traditionellen Landeignern in
den Abholzungsgebieten von
Papua-Neuguinea - mit dem Titel
„PNG Forest Resources and the
Log Export Industry“ kommt nur
scheinbar zu positiveren Ergeb-
nissen als die FAO. Die Abhol-
zung der Regenwälder in PNG
war in den 90er Jahren auf ihrem
Höhepunkt: Drei Millionen Ku-
bikmeter Holz wurden jährlich
exportiert. Im Jahr 2001 war der
Export auf 1,5 Millionen Kubik-
meter Holz zurückgegangen.
Experten gehen davon aus, dass
der Holzexport aus PNG sich bis
zum Jahr 2005 auf eine Menge
von 400.000 Kubikmeter jährlich
verringern wird. Gründe für den
Rückgang: Die  ressourcen-
reichsten Regenwälder sind be-
reits abgeholzt. In den verblei-

benden Wäldern ist die Menge
an wertvollem Holz so gering,
dass eine größere Menge an
Wald für die gleiche Menge an
exportfähigem Holz abgeholzt
werden muss. Das Eco-Forestry-
Forum beklagt diese nicht-
nachhaltige Form der Abholzung.
Mit der Rodung der Wälder ginge
die Zerstörung der Biodiversität,
die Verschmutzung von Trink-
wasser, Bodenerosionen und die
Erschöpfung wertvoller Ressour-
cen einher. Für 1 nutzungsfähi-
gen zum Export bestimmten
Baum würden 17 andere Bäume
gefällt und 60 weitere so verletzt,
dass sie absterben.
Die Umweltschutzorganisation
Greenpeace vermutet, dass PNG
bereits 65 % an tropischen Pri-
märwald durch Abholzung verlo-
ren hat. Das Eco-Forestry Forum
legte in seinem Bericht folgende
Zahlen vor: Von den 26 Millionen
Hektar Wald in Papua-Neuguinea
könnten elf Millionen Hektar zum
kommerziel len Holzeinschlag
genutzt werden. Sieben Millionen
Hektar Wald sind in den letzten
30 Jahren gerodet worden.

Zur Zeit hat die Forstaufsichtsbe-
hörde von Papua-Neuguinea
(PNG Forest Authority) 22 Lizen-
zen zur Rodung der Wälder an
ausländische Logging-Firmen
erteilt. Diese Lizenzen wurden
nach Aufhebung des seit 1999
bestehenden Moratoriums zur
Abholzung seit Ende 2001 erteilt.
In den Jahren 1993 bis 2001
erzielten ausländische (vor allem
malaysische) Konzerne durch
den Holzexport einen Gewinn
von 2,5 Milliarden US Dollar.

Ein Negativbeispiel für die Ertei-
lung von Lizenzen ist das soge-
nannte „Kiunga-Aiambak-Projekt“
in der Western Provinz des Lan-
des. Die malaysische Firma Con-
cord Pacific hat dort unter dem
Deckmäntelchen der Erbauung
einer großen Verbindungsstraße
zwischen den Kleinstädten Kiun-
ga und Aiambak in den letzten
sieben Jahren 600.000 Kubik-
meter Holz gerodet. Der Wert
des überwiegend nach China und
Japan exportierten Holzes belief
sich auf 60 Millionen US Dollar.
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Trotz der bisherigen siebenjähri-
gen Laufzeit des als „Entwick-
lungsprojekt zur Förderung der
Infrastruktur in der Region“ be-
zeichneten Projektes gibt es
noch keine funktionsfähige
Strasse. Ganz im Gegenteil be-
mängeln das Eco-Forestry Forum
und Greenpeace in ihren Be-
richten „Partners in Crime: Ma-
laysian loggers, timber markets
and the politics of self-interest in
PNG“ sowie „Partners in Crime:
The political web that supports
the illegal Kiunga Aiambak timber
project“ die radikale Abholzung
von Wäldern außerhalb der ge-
planten Strasse. Theoretisch
enthält die Abholzungslizenz nur
die Erlaubnis, bis zu 40 m beid-
seitig neben der geplanten Stras-
se zu roden. Zwar wurde bereits
eine Strecke von 179 km Wald
zwischen Kiunga und Aiambak
gerodet, hier entstand jedoch nur
ein Bulldozerweg und keine
„richtige“ Strasse. Beide Umwelt-
gruppen vermuten, das 1995
initiierte Projekt sei von Concord
Pacific unter dem Vorwand der
„regionalen Entwicklung“ miss-
braucht worden, um an die wert-
vollen Tropenhölzer in der Wes-
tern Provinz zu gelangen. Ein
Einverständnis der traditionellen
Landeigner in der Region wurde
nicht eingeholt. Die Kompensati-
onszahlungen für den Verlust
ihrer Wälder und die Ertragsan-
teile für die Landeigner (engl.
royalties) aus dem Holzexport
seien minimal, heißt es in dem
Greenpeace-Bericht.

Wie können Wälder vor der
kommerziellen Abholzung ge-
schützt werden? Die Einschrän-
kung des kommerziellen Holzein-
schlags hat nach Angaben der
FAO zwiespältige Folgen. In eini-
gen Ländern konnte der Natur-
wald geschützt werden, in ande-
ren Ländern habe dies zu negati-
ven Ergebnissen für die Forst-
wirtschaft und die lokalen Ge-
meinschaften geführt. Positiv
wertet die FAO, dass sich eine
wachsende Zahl von Ländern für
eine nachhaltige Waldwirtschaft
einsetzt. Im Jahr 2000 hätten
sich 149 Länder im Rahmen von
internationalen Initiativen be-

müht, Kriterien und Indikatoren
für eine nachhaltige Waldbewirt-
schaftung zu entwickeln und um-
zusetzen. Ende 2000 umfasste
die weltweit zertifizierte Waldflä-
che 80 Mio. Hektar, das sind 2 %
der Wald-Gesamtfläche.
(www.fao.org, Pacnews 17.04.02, epd-
Entwicklungspolitik 04/2002, PC 29.04.,
08.07.02, wwww.paradiseforest.org,
www.greenpeace.org, Greenpeace: Part-
ners in Crime: The political web that sup-
ports the illegal Kiunga Aiambak timber
project, www.johannesburgsummit.org)

Stärkung der NROs

Die Europäische Union (EU), der
britische Freiwilligenhilfsdienst in
Übersee (United Kingdom Vo-
luntary Services Overseas, VSO)
und regionale Gruppen wollen
d ie  A rbe i t  v o n  Nicht-
Regierungsorganisationen (NRO)
und Basisgruppen im Pazifik
stärken. Dazu stellen sie im
Rahmen eines Vier-Jahres-
Planes 2,5 Millionen Euro zur
Verfügung. 75 % der Gelder wer-
den dabei von der EU getragen.
Mit dem Geld werden Organisati-
onen und Projekte in Kiribati, den
Salomonen, Tuvalu und Vanuatu
unterstützt. Die Finanzspritze war
möglich geworden durch das
Cotonou-Abkommen der AKP-
Staaten (Afrika-Karibik-Pazifik)
mit der EU vom Juni 2000, in
dem es heißt, dass auch zivilge-
sellschaftliche Gruppen Anspruch
auf Gelder aus dem Fonds der
EU erheben können. Das große
Ziel der Armutsbekämpfung soll
auf der grassroot-Ebene durch
capacity building-Projekte, Infor-
mations- und Lobbyarbeit, Aus-
bau von regionalen Netzwerken
und dem Zur-Verfügung-Stellen
von Kommunikationstechnolo-
gien in den pazifischen NROs
erreicht werden. (PINA Nius online
10.07.02, www.vso.org.uk)

BERICHTE AUS DENBERICHTE AUS DEN
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MELANESIEN

Ex-Premier im Gefängnis

Vanuatu: Barak Sope, ehemali-
ger Premierminister von Vanuatu
von November 1999 bis April
2001, muss wegen Urkundenfäl-
schung für drei Jahre ins Ge-
fängnis. Der 49-jährige Sope
hatte in den Jahren 2000 und
2001 Garantiebriefe für Kredite in
Höhe von 23 Mio. US Dollar aus-
gestellt und persönlich unter-
zeichnet. Kreditbriefe der Regie-
rung hätte aber nur der damalige
Finanzminister unterzeichnen
dürfen. Sope machte gemeinsa-
me Sache mit Mahendranath
Gosh aus Indien, der bei der va-
nuatischen Regierung als Si-
cherheit für die Kreditbriefe den
weltweit angeblich größten Rubin
hinterlegt hatte. Der Rubin stellte
sich nach eingehender Untersu-
chung als normaler Wackerstein
heraus. Richter Roger Coventry
sagte in seiner Urteilsbegrün-
dung, Sope würde wegen seiner
politischen Verdienste um das
Land nur drei statt der regulären
fünf Jahre Gefängnis bekommen.
( I s l a n d s  B u s i n e s s  0 8 / 0 2 ,
www.vanuatu.ups.ac.fj)

Minister erschossen

Salomonen: Der Minister für
Jugend, Sport und Frauen, der
katholische Pater Augustine Ge-
ve, ist am 20. August an der
Weather Coast auf der Insel
Guadalcanal erschossen worden.
Verantwortlich erklärte sich tele-
fonisch Harold Keke, der Anfüh-
rer der Guadalcanal Liberation
Front (GLF). Keke erklärte, der
Minister und Parlamentsabge-
ordnete für den Bezirk Weather
Coast habe Regierungsgelder,
die für die Gemeinden der
Weather Coast bestimmt gewe-
sen seien, missbräuchlich ver-
wendet. Keke wird seit Monaten
steckbrieflich von der Polizei ge-
sucht, es wurde eine Belohnung
ausgesetzt. Angeblich erschoss
Keke bereits zehn Menschen bei
dem Versuch, seiner habhaft zu
werden.
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Die GLF kontrolliert die Weather
Coast auf Guadalcanal, Kekes
Rebellen haben das Gebiet weit-
räumig abgeriegelt. Die GLF war
nicht am Friedensabkommen von
Townsville (Oktober 2000) zwi-
schen dem Isatabu Freedom
Movement und der Malaita Eagle
Force beteiligt.
Der 30. August wurde von der
Regierung zum nationalen Trau-
ertag erklärt. (PIR 27.08., 28.08., PINA
Nius online 28.08.02)

MIKRONESIEN

Chata’an fordert 47 Opfer

F S M :  Der Taifun Chata’an
(Chamorro-Sprache: regnerisch)
hat am 2. Juli große Teile von
Guam zerstört. Am schlimmsten
traf der tropische Wirbelsturm auf
seinem Weg durch den Pazifik
die Insel Chuuk in den Föderier-
ten Staaten von Mikronesien.
Dort starben 47 Menschen.
Auf Guam, 620 Meilen nordwest-
lich von Chuuk, hatte der Sturm
noch nicht seine maximale Ge-
schwindigkeit von 200 km/h er-
reicht, so dass sich die Men-
schen dort in Sicherheit bringen
konnten. Allerdings wurden etli-
che hundert Häuser komplett
zerstört, die Infrastruktur des
Landes samt Elektrizitäts- und
Wasserversorgung fiel aus. Rund
14 Tage nach Chata’an hatten
erst 45 % der Haushalte wieder
Strom, das Wasser war nicht
trinkbar. Die Bevölkerung wurde
mit Wasserflaschen versorgt.
In Chuuk starben 47 Menschen
überwiegend durch Erdrutsche.
Die durch eine hohe Nieder-
schlagsmenge aufgelöste Erde
an Berghängen brach durch den
Sturm in sich zusammen. Katast-
rophendienste zählten später
mehr als 30 Erdrutsche auf der
von 65.000 Menschen bewohn-
ten Insel. Die internationale Hilfe
für Guam und Chuuk ist ange-
laufen, u.a. beteiligen sich das
Amerikanische Rote Kreuz und
die Heilsarmee an den Aufräum-
und Aufbauarbeiten. (Pacific Magazi-
ne August 02, S. 12f., Flash d’Océanie
03.07., 11.07.02)

Regierung will Adoptionen
verringern

Marshall-Inseln: Die Regierung
in Majuro/Marshall-Inseln hat sich
besorgt über die zunehmende
Zahl von Adoptionen aus Ameri-
ka und Hawai’i geäußert. Ameri-
kanische kinderlose Paare ver-
suchten mit unlauteren Methoden
wie etwa Bestechung, Kinder von
den Marshall-Inseln zu adoptie-
ren, hieß es aus dem Innenmi-
nisterium in Majuro. Der soge-
nannte „Compact of free associ-
ation“ von 1986 zwischen den
USA und der Unabhängigen Re-
publik der Marshall-Inseln macht
eine Einreise und einen Verbleib
der Kinder ohne größere Forma-
litäten möglich. Das Büro für Sta-
tistik in Majuro gab bekannt, dass
monatlich 15 Kinder ins Ausland
adoptiert würden. Allein zwischen
1996 und 1999 wurden 500 Mar-
shallese-Kinder von Amerikanern
adoptiert. Im Jahr 1999 gab es
12 Adoptionsagenturen auf den
Marshall-Inseln.
Im Internet bieten zahlreiche
Agenturen die Vermittlung von
Kindern an. Dabei werben sie
z.B. auch mit Photos von Kin-
dern, die auf der Suche nach
„richtigen Eltern“ seien, obwohl
es sich in den seltensten Fällen
um Waisen handelt. Auf der ho-
mepage der Agentur „adoptable
kids“ kann man in einer Art „Fo-
tokatalog“ nach Kindern in allen
Weltregionen suchen. Angeblich
handelt es sich bei den zu adop-
tierenden Kindern um Kinder von
ungewollt schwangeren Frauen.

Die Marshall-Inseln haben auf
einer homepage ihre Adoptions-
gesetze veröffentlicht. Demnach
darf in Amerika auch ein männli-
cher oder weiblicher Single ein
Kind adoptieren. Er/Sie muss das
Kind dann vor Ort auf den Inseln
„abholen“, sonst ist die Adoption
nicht rechtsgültig. In einer Pres-
seerklärung Anfang August gab
die Regierung der Marshall-
Inseln bekannt, man werde die
Adoptionsgesetze verschärfen.
Außerdem habe man das „Nitijela
Adoption Committee“ gegründet,
um genauere Daten über die

Zahl der adoptierten Kinder und
ihre familiären Hintergründe zu
sammeln. (Pacific Islands Encyclopedia,
http://marshallislands.adoption.com/
,http://www.adoptablekids.com,
http://www.geocities.com/Yosemite/Rapids/
5383/adoptionmarshalls.html,
http://www3.uakron.edu/majuro/Julie-
Walsh-U-Hawaii-Anthro-Adoption-
paper.html)

POLYNESIEN

Tuvalu in Johannesburg
ignoriert

Johannesburg: Der Versuch von
Tuvalu, sich auf dem Weltgipfel
für nachhaltige Entwicklung im
südafrikanischen Johannesburg
Gehör zu verschaffen, ist ge-
scheitert. Der Umweltschutzmi-
nisterialdirektor Paani Laupepa
sagte, seine Wortmeldungen bei
den Gesprächen zum Klimawan-
del seien ignoriert worden. Die
Vertreter Tuvalus wandten sich
deshalb an die Nachrichten-
agentur Reuters mit der Bitte, auf
ihr Anliegen aufmerksam zu ma-
chen. Tuvalu sieht sich durch
ansteigenden Meeresspiegel,
zunehmende tropische Wirbel-
stürme und Zerstörung des mari-
nen Ökosystems in seiner Exis-
tenz bedroht. Seine neun Atolle
liegen nur vier Meter über dem
Meeresspiegel. Gemäß den Vor-
hersagen des Intergovernmental
Panel on Climate Change versin-
ken die Atolle in 50 Jahren buch-
stäblich im Meer.

Am Rande des Weltgipfels gab
Tuvalu bekannt, im Laufe des
nächsten Jahres gegen die USA
und Australien zu klagen. Beide
Staaten weigern sich, das Kyoto-
Protokoll zu ratifizieren. Mit ihren
hohen Kohlendioxidemissionen
tragen sie zum Klimawandel bei.
Der amerikanische National Envi-
ronment Trust gab bekannt, die
288 Millionen Amerikaner produ-
zierten so viel Treibhausgase wie
2,6 Milliarden Menschen in 151
‚Entwicklungs’ländern. Experten
bewerten die geplante Klage
Tuvalus mit seinen 12.000 Ein-
wohnern gegen den mächtigsten
Staat der Welt zwar als aus-
sichtslos. Immerhin werde da-
durch aber im öffentlichen Be-
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wusstsein Amerika als „Klima-
sünder“ dargestellt und auf das
Problem des Klimawandels hin-
gewiesen. (Reuters 28.08., PIR 28.08.,
NZ Herald 29.08., The Age 30.08.02)

Wahlergebnisse aus Fran-
zösisch-Polynesien

Ähnlich wie die Départements
des französischen Mutterlandes
entsenden auch die französi-
schen Überseegebiete im Pazifik
je nach Einwohnerzahl eine be-
stimmte Anzahl Abgeordnete in
die Nationalversammlung, wel-
che jeweils in Einzelwahlkreisen
gewählt werden. Erreicht im ers-
ten Wahlgang kein Kandidat die
absolute Mehrheit der Stimmen
seines Wahlkreises, muss eine
Stichwahl durchgeführt werden.
Pazifik-Netzwerkmitglied Lorenz
Gonschor berichtet über den
Ausgang der Stichwahlen in
Französisch-Polynesien:

Französisch-Polynesien:
Bei den Parlamentswahlen, die in
Französisch-Polynesien eine
Woche früher als in Frankreich
stattfanden, konnte die regieren-
de Partei Tahoeraa Huiraatira
(lokaler Ableger der französi-
schen Gaullistenpartei UMP,
ehemals RPR) von Gaston Flos-
se ihre Macht weiter ausbauen.
Bereits im ersten Wahlgang er-
reichten die Kandidaten dieser
Partei die absolute Mehrheit in
beiden Wahlkreisen Französisch-
Polynesiens. Dieser überwälti-
gende Sieg war vor allem des-
halb möglich, weil die führende
Oppositionspartei, Oscar Tema-
rus Unabhängigkeitsbewegung
Tavini Huiraatira, die Wahl boy-
kottierte und im Gegensatz zu
früheren Parlamentswahlen keine
Kandidaten aufgestellt hatte.
Dies erklärt auch die relativ
schwache Wahlbeteiligung von
nur etwa 55 %. Überschattet
wurde die Wahl durch den mut-
maßlichen Unfalltod des Kandi-
daten der profranzösischen Op-
positionspartei Fetia Api für den
östlichen Wahlkreis, Arsen Tuai-
rau, der zusammen mit seiner

Stellvertreterin Ferfine Besseyre,
dem Parteichef Boris Léontieff
sowie dem marquesanischen
Politiker Lucien Kimitete auf einer
Wahlkampftour durch die Tua-
motu-Inseln unterwegs war und
deren Flugzeug dort eine Woche
vor der Wahl spurlos verschwand
und vermutlich abgestürzt ist.
Trotz dieses Vorfalls wurden die
Wahlen zum angestrebten Ter-
min abgehalten.
Hier die Ergebnisse im einzelnen:
Im westlichen Wahlkreis (die
westliche Hälfte Tahitis sowie
Moorea, die Inseln unter dem
Wind und die Australinseln) wur-
de der bisherige Abgeordnete
Michel Buillard (Tahoeraa) mit
62,0 % der Stimmen wiederge-
wählt, gefolgt von der Kandidatin
der Fetia Api, Marie-Laure Vani-
zette, mit 16,2 %. Überraschend
Dritter mit 13,2 % wurde Stanley
Cross, Anwalt und Menschen-
rechtsaktivist, der kurz zuvor eine
neue Unabhängigkeitspartei ge-
gründet hatte, und einige der
Unabhängigkeitsbefürworter vom
verordneten Wahlboykott abkeh-
ren und für sich gewinnen konn-
te, zumal er die Unterstützung
von Teilen der protestantischen
Kirche genoss. Weit hinter ihm
lagen der grüne Jacky Bryant als
Vertreter einer Koalition ver-
schiedener oppositioneller Split-
tergruppen mit 4,7 %, die Kandi-
datin der Front National, Mary-
Ann Bambridge-Galtier, mit 1,5 %
sowie zwei unabhängige Kandi-
daten mit jeweils unter 2 %.
Im östlichen Wahlkreis (die östli-
che Hälfte von Tahiti sowie die
Tuamotu-Gambier-Inseln und die
Marquesas), gab es nur drei
Kandidaten. Der bisherige Abge-
ordnete Émile Vernaudon als
Vertreter eines der französischen
Linken nahestehenden Wahl-
bündnisses oppositioneller Split-
terparteien erreichte nur 18,6 %
und wurde von Béatrice Coppen-
rath-Vernaudon (Tahoeraa) ge-
schlagen, die 56,3 % erreichte.
Noch vor Émile Vernaudon kam
der verschollene Arsen Tuairau
von der Fetia Api mit 25,1 % der
Stimmen, wobei dessen beson-
ders gutes Abschneiden wohl mit
dem allgemeinen Mitgefühl für

die mutmaßlichen Opfer des
Flugzeugunglücks zu erklären ist.

Mit der Abwahl Émile Vernau-
dons als Abgeordnetem hat Flos-
ses Partei nun alle wichtigen
politischen Posten in Franzö-
sisch-Polynesien besetzt (beide
Abgeordnete, den Senator, den
Präsidenten der Territorialregie-
rung, den Präsidenten der territo-
rialen Versammlung sowie die
Mehrheit der 48 Bürgermeister-
posten). In der Pariser National-
versammlung sitzen die beiden
Abgeordneten Michel Buillard
und Béat r ice Coppenrath-
Vernaudon in der Fraktion der
gaullistischen UMP (ehemals
RPR) von Präsident Chirac und
Premierminister Raffarin.

Neukaledonien:
In Neukaledonien wurden die
beiden bisherigen gaullistischen
Abgeordneten der Siedlerpartei
RPCR (ebenfalls ein lokaler Ab-
leger von Chiracs UMP) wieder-
gewählt, allerdings mit deutlich
geringerem Stimmenanteil als bei
den letzten Wahlen. Die kanaki-
sche Unabhängigkeitsbewegung
FLNKS, welche aus vier Einzel-
parteien besteht, war in der Fra-
ge der Wahlbeteiligung gespal-
ten: Während sich die größte
FLNKS-Einzelpartei Union Calé-
donienne (UC), die bisher eher
als gemäßigt galt, zum Wahlboy-
kott entschloss, um gegen die
ungerechte Einteilung der Wahl-
kreise zuungunsten der Kanaken
zu protestieren, beschlossen die
drei anderen, allen voran die als
radikaler geltende Parti de Libé-
ration Kanak (Palika), an den
Wahlen teilzunehmen. Durch den
Boykott der UC kam es vor allem
in den kanakisch bewohnten Ge-
bieten zu einer stellenweise ex-
trem niedrigen Beteiligung, auch
im gesamten Land betrug die
Wahlbeteiligung in beiden Wahl-
gängen nur knapp über 40 %.

Im ersten Wahlkreis (Nouméa
und die Neukaledonien vorgela-
gerten Inseln), verfehlte der seit
über zwanzig Jahren amtierende
Abgeordnete Jacques Lafleur,
Präsident der Südprovinz und
RPCR-Vorsitzender, mit 49,8 %
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zum ersten mal die absolute
Mehrheit im ersten Wahlgang.
Sein Herausforderer war Didier
Leroux, Vorsitzender der RPCR-
Abspaltung Alliance pour la Ca-
lédonie (profranzösisch, aber
RPCR-kritisch), der auf 15,1 %
kam. Drittstärkste Kraft war die
Front National, die mit ihrem
Kandidaten Bernard Herpin
11,1% erreichte. Wassissi Konyi
als Vertreter der Rest-FLNKS
kam auf nur 9,8 %. Vier weitere
Kandidaten von verschiedenen
Splitterparteien lagen alle jeweils
unter 7 %. Im zweiten Wahlgang
verteidigte dann Jacques Lafleur
seinen Sitz erfolgreich mit 55,7 %
gegen Didier Leroux.
Im zwei ten Wah lk re is  (die
Hauptinsel Neukaledoniens ohne
die Stadt Nouméa) erreichte der
bisherige Abgeordnete Pierre
Frogier, der auch Präsident von
Neukaledonien ist, im ersten
Wahlgang 47,6 %. An zweiter
Stelle stand der Kandidat der
Rest-FLNKS, Paul Néaoutyine
(Vorsitzender der Palika und
Präsident der Nordprovinz), der
auf 27,8 % kam. Auch hier be-
legte die Front National mit ihrer
Kandidatin Bianca Henin den
dritten Platz mit 11,0 %. Daneben
gab es noch vier Kandidaten von
Splitterparteien, die alle weniger
als 5 % der Stimmen erreichten.
Im zweiten Wahlgang konnte
dann Pierre Frogier Paul Néau-
tyine mit ebenfalls 55,7% schla-
gen, da letzterem die Unterstüt-
zung der UC fehlte.
Als Ergebnis der Wahl kann man
einerseits eine langsam begin-
nende Abschwächung des RPCR
zugunsten der Alliance und klei-
nerer Splitterparteien sowie der
FN konstatieren, andererseits
führen die internen Streitigkeiten
der FLNKS zu deren Schwä-
chung, wovon letztendlich wie-
derum die profranzösischen
Kräfte profitieren.

Wallis & Futuna:
In Wallis und Futuna, das wegen
seiner Kleinheit nur einen Wahl-
kreis bildet, gab es im Gegensatz
zu den beiden anderen Gebieten
eine hohe Wahlbeteiligung von
über 75 % in beiden Wahlgän-
gen. Politische Parteien im glei-

chen Sinne wie in den beiden
anderen Gebieten gibt es dort
nicht, sondern nur einflussreiche
lokale Persönlichkeiten, die sich
mit bestimmten Parteien des
Mutterlandes verbinden, ohne
allzusehr deren Ideologien anzu-
hängen. Eine Unabhängigkeits-
bewegung gibt es dort ebenfalls
nicht.
Der bisherige Abgeordnete Victor
Brial (Vertreter von Chiracs gaul-
listischer Partei UMP) erreichte
im ersten Wahlgang die relative
Mehrheit von 40,5 %, sein Her-
ausforderer war Penisio Tialetagi,
der sich der französischen Linken
zuordnet und auf 37,7 % kam. An
dritter Stelle kam der ebenfalls
als Linker auftretende Albert Li-
kuvalu mit 13,05 %. Die anderen
beiden Kandidaten, Gaston Lutui
und Mikaele Hoatau, kamen auf
4,7 bzw. 4,0 %. Gaston Lutui,
vorher den Sozialisten naheste-
hend, trat als Kandidat der Front
National auf. Im zweiten Wahl-
gang konnte sich dann Victor
Brial mit 50,4 % knapp gegen
Penisio Tialetagi durchsetzen
und wurde somit wiedergewählt.
Damit sitzen alle pazifischen Ab-
geordneten in Paris in der Frakti-
on der gaullistischen UMP von
Präsident Chirac. (Email Lorenz Gon-
schor 15.08.02, Quellen:
www.professionpolitique.net,
www.assemblee-nationale.fr/elections,
www.interieur.gouv.fr, www.tahitipresse.pf,
www.nouvelles-caledoniennes.nc,
www.presidence.pf, www.gouv.nc Pacific
Islands Report, Gonschors persönlicher
Briefverkehr nach Tahiti)

Touristenansturm auf
Atoll

Kiribati: Das kleine Atoll Fanning
Island in der Republik Kiribati
erlebt seit kurzem einen Touris-
tenansturm. Da e in  US-
Bundesgesetz (sogen. „Jones
Act“) vorsieht, dass im Ausland
erbaute Kreuzfahrtschiffe zwi-
schen Stops innerhalb der USA
einen Aufenthalt in einem frem-
den Land einlegen müssen, hält
die norwegische Kreuzfahrtlinie
Norwegian Cruise Lines mit ih-
rem Schiff „Norwegian Star“ seit
Dezember 2001 einmal wöchent-
lich auf dem Atoll. Die 2.000 Tou-

risten an Bord haben sechs
Stunden Aufenthalt.
Zuvor war das Atoll eine der ent-
legensten Gebiete im Pazifik,
außer dem monatlichen Fracht-
schiff und einigen Segeltouristen
bekamen die 1.600 Bewohner
selten Besuch. Die Veränderun-
gen durch die Touristen seien
enorm, erklärte der Honorarkon-
sul der Republik von Kiribati, Bill
Paupe, der Zeitung Honolulu
Adver t iser . Die norwegische
Kreuzfahrtlinie hat ein millionen-
teures Besucherzentrum erbaut,
die größten Häuser der Insel für
sein Personal angemietet, neue
Häuser errichtet, sowie den ers-
ten Stromgenerator und die ers-
ten Spül-WC’s in Betrieb ge-
nommen. Die Schifffahrtslinie hat
des Weiteren etliche tausend
Dollar gespendet, um die einzige
Schule der Insel besser auszu-
statten. Für den Werbeprospekt
des Norwegian Star wurde die
Insel per Helikopter sogar aus
der Luft fotografiert. Die Bewoh-
ner der Insel, die zuvor von Sub-
sistenzwirtschaft lebten und Kop-
ra für den Export produzierten,
sind fast geschlossen ins Tou-
rismusgeschäft eingestiegen.
Eine Ethnologin der Universität
von Hawai’i beobachtete, dass
rund um die Anlegestelle ein
Markt mit Ständen entstanden
sei, an denen die Einwohner
Handarbeiten wie Muschelketten
und Flechtarbeiten verkauften.
Die Ethnologin berichtete weiter,
schon jetzt gäbe es erste Anzei-
chen einer „Urbanisierung“ des
Atolls. Menschen aus anderen
Atollen kämen in der Hoffnung
auf Arbeit nach Fanning.

Das 40 Quadratkilometer große
Atoll gehört zu den Line Islands
innerhalb der Republik Kiribati.
Es wurde 1798 von dem ameri-
kanischen Forscher Edmund
Fanning ‚entdeckt’ und nach ihm
benannt. 1889 wurde die Insel
von Großbritannien annektiert,
1916 wurde sie Teil der Kolonien
von Gilbert und Ellice Island.
Anlässlich der Unabhängigkeit
von Kiribati 1979 wurde die Insel
Fanning umbenannt in Tabuae-
ran. (Honolulu Advertiser 24.06.02,
www.encyc loped ia .com, Independent
22.07.02)
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Wahlergebnisse

Tuvalu: Die 5.000 Wahlberech-
tigten der Insel Tuvalu haben am
25. Juli ein neues Parlament ge-
wählt. Zur Wahl standen 39 Kan-
didaten für die 15 Mitglieder des
Parlamentes, darunter nur zwei
Frauen. Tuvalu ist in acht Wahl-
bezirke unterteilt, Parteien gibt es
nicht. Gewählt wird auf allen
neun Inseln, im Parlament ver-
treten sind jedoch nur je zwei
Parlamentarier für die sieben
größten Inseln und ein Parla-
mentarier für die achte Insel, ein
Atoll hat kein Mitglied im Parla-
ment. Die Bevölkerung von Tu-
valu wählt alle drei Jahre.
Zu den Ergebnissen: Von den
bisherigen 15 Parlamentariern
wurden sechs nicht wieder ge-
wählt, darunter der amtierende
Premierminister Koloa Talaki.
Auch Parlamentssprecher Toumu
Sione wurde nicht wiedergewählt.
Die neuen Parlamentsmitglieder
wählten Saufatu Sopoanga zum
Premierminister. Sopoanga war
unter Talaki Finanzminister.

Premier Sopoanga kündigte für
Ende des Jahres ein Referendum
an, um über den zukünftigen
politischen Status der Insel zu
entscheiden. Wenn Tuvalu eine
Republik werde, könnte die Be-
völkerung ihren Premierminister
direkt wählen, erklärte der Pre-
mier. Das würde für mehr politi-
sche Stabilität sorgen.
Tuvalu ist eine unabhängige kon-
stitutionelle Monarchie im briti-
schen Commonwealth. In den
letzten vier Jahren hatte die Insel
– u.a. bedingt durch Misstrau-
ensvoten - vier verschiedene
Premierminister. Für die Wahlen
stand ein Budget von 25.000
AUS Dollar zur Verfügung, die
Wahlbeteiligung lag bei 80 %.
(Flash d’Océanie 02.08., PIR 25.07., 28.07.,
02.08., 09.08.02, Pacific Islands Encyclo-
pedia, Islands Business August 02)

Kein Nachwuchs für
Po’oulis

Hawai’i: Der seltenste Vogel der
Welt lebt im tropischen Regen-
wald am Haleakala Vulkankrater
der Insel Maui. Zwei Weibchen
und ein Männchen sind der Rest
der Po’ouli-Population. Die
Po’oulis sind finkenähnliche
braunweiße Vögel mit schwarzen
Köpfen. 1973 entdeckten Wis-
senschaftler die unter dem latei-
nischen Namen „Melamprosops
phaeosoma“ bekannte Vogelart
in Hawai’i, schon damals gab es
nur noch 200 Exemplare. Viele
Vögel fielen der Vogel-Malaria
zum Opfer, ihre Eier wurden von
Ratten und Katzen gefressen,
der letzte Vogel schlüpfte 1996.
Der Versuch von Naturschützern,
für Nachwuchs zu sorgen, schlug
jetzt fehl. Da die Weibchen in
anderen Revieren leben als das
Männchen, hatte der Biologe Jim
Groombridge ein Weibchen in
einem Käfig in das Gebiet des
Männchens gebracht in der Hoff-
nung, die beiden würden dort
Nachwuchs zeugen. Bereits am
nächsten Tag konnte Groombrid-
ge das Weibchen jedoch wieder
in ihrem Revier antreffen – ohne
dass das Paar sich gefunden
hatte! Die Brutsaison ist jetzt zu
Ende. Für die nächste Saison
wollen die Naturschützer alle drei
Vögel fangen und in eine große
Voliere sperren. Auf diese Weise
konnte 1974 der Mauritius-Falke
vorm Aussterben gerettet wer-
den, von dem es nur noch vier
Exemplare auf der Insel im Indi-
schen Ozean gab.

Der Po’ouli gehört zur Gattung
der „honeycreepers“, einer Spe-
zies, die endemisch für die ha-
waiianische Inselkette ist. 18
Arten des honeycreepers sind
zur Zeit vom Aussterben bedroht.
Insgesamt stehen 168 Vögel auf
der Liste der vom Aussterben
bedrohten Vogelarten. (Nature
05.06., FR 24.05.02, homepage National
Wildlife Federation)

AUSTRALIEN

Aborigines haben keine
Rechte an Mineralien/Öl

In einem der wichtigsten Land-
rechtsprozesse der Aborigines
hat das Oberste Gericht festge-
stellt, dass die Rechtssprechung
des Bundesstaates Westaustra-
lien den traditionellen Landeig-
nern keine Zugangs- und Nut-
zungsrechte zu Mineralien und Öl
auf von der Regierung oder von
Individuen gepachtetem Land
einräumt. I m  sogenannten
„Ward-Fall“ hatte der 53-jährige
Ben Ward für die 1.100 Angehö-
rigen der Miriuwung und Gajer-
rong vor Gericht auf das Recht
am Landtitel und den Zugang zu
den Bodenschätzen geklagt. Im
rund 8.000 Quadratkilometer
großen Stammesgebiet East
Kimberley in Westaustralien und
in Teilen des Nordterritoriums
befinden sich die Argyle Dia-
manten-Mine, mehrere National-
parks und Weideflächen.

Das Gericht legte fest, dass die
Aborigines zwar gewisse „nicht-
exklusive“ Rechte an dem Land
hätten, dies beträfe aber nicht die
Minen- und Weiderechte, ebenso
nicht die dort gefundenen Bo-
denschätze wie Öl und andere
Rohstoffe. Das Gericht ließ offen,
ob die Aborigines Rechte an an-
deren Ressourcen wie z.B.
Trinkwasser halten dürfen.
Die Bergbauindustrie in Austra-
lien begrüßte die Entscheidung
des High Courts. Dieser Präze-
denzfall läge fest, dass Minera-
lien und Öl der „Krone“ (sprich:
dem englischen Commonwealth)
gehörten.

Die Entscheidung des Gerichtes
für Westaustralien widerspricht in
ihrer Kernaussage dem „Urteil
von Mabo“. 1992 erhielt Edward
Mabo aus Nord Queensland post
mortem mit seiner Verfassungs-
klage auf unveräußerliche Land-
rechte der Ureinwohner recht.
Das Oberste Gericht von
Queensland hatte verkündet,
dass Landrechte der Aborigines
bereits vor der Besitzergreifung
durch die Krone bestanden hät-
ten, diese Grundrechte könnten
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nicht als erloschen anerkannt
werden.

In einer zweiten Entscheidung
(Anderson gegen Wilson) gab
das Gericht bekannt, nur der
Pächter des Landes hätte Zu-
gangs- und Nutzungsrechte am
Land („control access and use of
land“). Zwar hätten die Aborigi-
nes „gewisse“ Rechte an dem
von der Krone oder von einzel-
nen Bauern gepachteten Land,
sie dürften es aber z.B. nicht
abbrennen. Die australische
Rechtsanwaltskanzlei Blake
Dawson Waldron sagte, die Ur-
teile des Gerichtes ließen vieles
offen. Die Aborigines hätten ein
ganzes „Bündel an Rechten“,
man müsse im Einzelfall ent-
scheiden, ob sie - und wenn ja,
welche - ihre Rechte zugunsten
der Pächter verlören. (SMH
09.08.02, Blake Dawson Waldron Lawyers:
Native Titel Client Alert August 02, Presse-
erklärung des National Native Title Tribunal
08.08.02)

Hochtief-Konsortium kauft
Flughafen Sydney

Das internationale Konsortium
Southern Cross Group, zu dem
auch der deutsche Baukonzern
Hochtief gehört, hat den Zu-
schlag bei der Privatisierung des
größten australischen Flughafens
bekommen.
Der Kaufpreis für den Kingsford
Smith Airport in Sydney beträgt
5,6 Milliarden australische Dollar
(rund 3,3 Mrd. Euro). Das Gebot
übertraf die Erwartungen der
Märkte, die mit einem Preis von
4,5 Milliarden AUS $ gerechnet
hatten.
„Dieser Verkauf über 5,6 Milliar-
den Dollar ist der größte Regie-
rungsverkauf in der australischen
Geschichte und der größte Flug-
hafenverkauf weltweit“ ,  sagte
Australiens Finanzminister Nick
Minchin.

Zu Southern Cross gehören ne-
ben Hochtief AirPort, in der die
Flughafenaktivitäten von Hochtief
gebündelt sind, die Common-
wealth Bank of Australia und die
Macquarie Bank als Konsortial-
führer. Hochtief übernimmt einen

Anteil von rund 15 %. Nach In-
formationen des Verkehrsminis-
teriums soll das Konsortium das
Recht haben, einen zweiten
Flughafen in Sydney zu bauen
und zu betreiben.

Der Verkauf des Flughafens
Kingsford, der jährlich über 23
Millionen Passagiere abfertigt,
hatte sich nach den Anschlägen
in den USA im September 2001
und dem Zusammenbruch der
zweitgrößten australischen Flug-
gesellschaft Ansett verzögert.
Trotz der Nachwirkungen der
Anschläge verzeichnete der
Flughafenbetreiber Sydney Air-
port Corp. im zweiten Halbjahr
2001 einen Gewinnsprung um
200 Prozent auf 44,1 Millionen
AUS $. (Handelsblatt 25.06.02)

NEUSEELANDNEUSEELAND

Clark entschuldigt sich bei
Samoa

Anlässlich der Feiern zum 40.
Unabhängigkeitstag von Samoa
(West) hat sich die neuseeländi-
sche Premierministerin Helen
Clark für „vergangenes Unrecht“
auf Samoa entschuldigt.
Von 1899 bis zum Ausbruch des
Ersten Weltkrieges stand Samoa
unter deutscher Verwaltung.
1914 annektierten neuseeländi-
sche Truppen die Insel. Sie hiel-
ten bis zum 30. April 1920 eine
Militäradministration aufrecht.
1918 kam es zu einer schweren
Grippeepidemie, der aufgrund
des schlechten Katastrophenma-
nagements durch leitende neu-
seeländische Offiziere 22 % der
Bevölkerung zum Opfer fielen.
Die Grippe war ausgelöst wor-
den, weil die neuseeländische
Verwaltung dem Schiff „Talune“
die Ankerung im Hafen von Apia
erlaubt hatte, obwohl bekannt
war, dass sich Patienten mit der
sogen. „Spanischen Grippe“ an
Bord befanden. Die Talune se-
gelte weiter nach Tonga und Fiji,

dort brach ebenfalls die Grippe
aus.

Im Vertrag von Versailles (1919)
wurde Neuseelands Rolle als
Mandatsherr über Samoa festge-
schrieben. Bei schweren Unru-
hen am 28. Dezember 1929 wur-
den elf Einheimische von Neu-
seeländern erschossen. 50 Per-
sonen wurden zum Teil schwer
verletzt. Die Truppen hatten die
friedlich und ohne Waffen für die
Unabhängigkeit Samoas de-
monstrierenden Anhänger der
Oppositionsbewegung „Ole Mau
A Samoa“ auf offener Straße
erschossen. Der Tag ging als
„Black Saturday“ in die Ge-
schichte der Insel ein.
Erst mit Beginn der Labour-
Regierung 1935 beruhigte sich
die angespannte Situation zwi-
schen den Ländern. Samoa wur-
de am 1. Januar 1962 unabhän-
gig. (Flash d’Océanie 04.06., NZ Herald
04.06., Pacnews 05.06.02, Islands Busi-
ness August 02, Pacific Islands Encyclope-
dia)

Wahlen: 20 Maoris im
Parlament

Bei den vorgezogenen Parla-
mentswahlen Ende Juli in Aotea-
roa/Neuseeland wurde zum drit-
ten Mal nach dem an Deutsch-
land angelehnten Mehrheitswahl-
recht gewählt, das heißt, von den
insgesamt 120 Abgeordneten
werden 51 direkt in Wahlkreisen
gewählt, die restlichen Sitze wer-
den proportional nach Parteilisten
besetzt, was kleineren Parteien
ein großes Gewicht gibt und Al-
leinregierungen praktisch aus-
schließt. Gewinnt eine Partei
mindestens ein Direktmandat, so
bleibt sie von der ansonsten gül-
tigen 5 %-Hürde ausgenommen.

Die sozialdemokratische Labour
Party von Premierministerin
Clark, die seit 1999 in einer von
den Grünen tolerierten Minder-
heitskoalition mit der sozialisti-
schen Alliance regiert hatte,
konnte deutlich zulegen und kam
auf 41,2 % und damit auf 52 Sit-
ze (vorher 38,9 % und 49 Sitze).
Die konservative National Party
von Oppositionsführer Bill
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English erreichte mit 20,9 % und
27 Sitzen (vorher 30,7 % und 39
Sitze) ihr schlechtestes Ergebnis
seit vielen Jahrzehnten. Dritt-
stärkste Kraft wurde die von dem
Maori Winston Peters geführte
rechtspopulistische New Zealand
First Party (NZ First) mit 10,4 %
und 13 Sitzen, die ihr Ergebnis
von 1999 (4,3 % und 5 Sitze)
mehr als verdoppeln konnte. An
vierter Stelle liegt die rechtslibe-
rale Partei Act New Zealand von
Richard Prebble mit unverän-
dertem Stimmenanteil von 7 %
und 9 Sitzen. Zulegen konnten
die Grünen unter Jeanette Fitz-
simons, die mit 7,0 % auf 9 Sitze
kamen (vorher 5,0 % und 7 Sit-
ze). Unerwartet zugelegt hat
auch die gemäßigt konservative
Partei United Future (UFNZ) von
Peter Dunne, die 6,7 % und 8
Sitze erreichte (vorher 1,6 % und
1 Sitz). Der große Verlierer der
Wahl ist Clarks bisheriger Koaliti-
onspartner Alliance. Die Partei,
die 1999 mit 7,8 % und 10 Sitzen
drittstärkste Kraft war, hatte sich
letztes Jahr gespalten, weil Par-
teichef und Vizepremier Jim An-
derton gegen den Willen vieler
Parteimitglieder die Teilnahme
neuseeländischer Soldaten am
Afghanistan-Einsatz der USA
unterstützt hatte. Seine neuge-
gründete Partei „Jim Anderton’s
Progressive Coalition“ (JAPC),
kam mit nur 1,7 % auf zwei Sitze,
während die „Rest“-Alliance mit
1,3 % nicht mehr im Parlament
vertreten ist. Die Wahlbeteiligung
war mit 90 % ausgesprochen
hoch.
Im neugewählten Parlament sit-
zen insgesamt 20 Maori, das ist
die bisher höchste Zahl in der
Geschichte Neuseelands. Davon
gehören zehn der Labour Party
an, darunter die sieben für Maori
reserv ie r ten  Direktmandate.
Sechs Maori zählt die Fraktion
der NZ First Party, zwei die der
National Party und jeweils eine
die der Grünen und der Act-
Partei. Außerdem gehören dem
Parlament auch drei Pazifikinsu-
laner an (allesamt Labour).
Das ausgesprochen gute Ergeb-
nis von Labour zeigt, dass die
Neuseeländer offensichtlich mit
der Politik von Clark mehrheitlich

zufrieden sind. Die Regierung
hatte in den letzten drei Jahren
die neoliberalen Reformen der
80er und frühen 90er Jahre be-
hutsam korrigiert und manches
wieder rückgängig gemacht. Die
allgemeine wirtschaftliche Lage
blieb stabil. Kritik von links hält
sich offensichtlich in Grenzen,
wenn man vom leichten Zulegen
der Grünen absieht. Auch die
Kritik aus dem traditionellen
rechten Lager (National und Act)
hat sich nicht in neue Wähler-
stimmen umsetzen lassen kön-
nen. Auffallend ist dagegen die
starke Zunahme der Rechtspo-
pulisten von NZ First. Winston
Peters, von 1996 bis 1998 Fi-
nanzminister und Vizepremier
unter einer konservativen Koaliti-
onsregierung, hatte seinen Wahl-
kampf auf die drei Themen inne-
re Sicherheit, Beschränkung der
asiatischen Einwanderung und
Abschaffung von Sonderrechten
für Maori (Peters, selbst Maori,
sieht Neuseeland als „Ein Volk“
aus Weißen und Maori, aber oh-
ne die anderen Einwanderer)
konzentriert und damit offenbar
Protestwähler auf seine Seite
ziehen können.
Unter den Maori weicht das
Wählerverhalten von dem des
Durchschnitts deutlich ab. Labour
erhielt hier mit etwa 53 % die
absolute Mehrheit der Stimmen,
NZ First folgte mit etwa 15 %. An
dritter Stelle in der Gunst der
Maori liegen die Grünen mit ca.
11 %, während die National Party
mit etwa 4 % gleich stark ist wie
die für die volle Selbstbestim-
mung der Maori eintretende
Partei Mana Maori Movement
(MMM), die auf gesamtneusee-
ländischer Ebene nur 0,3 % er-
hielt. In einigen der sieben Maori
Wahlkreise belegten die Kandi-
daten der MMM den zweiten
Platz nach Labour.
Labour konnte also seinen Platz
als traditionelle Partei der Maori
bewahren. Die Grünen sind unter
Maori ebenfalls attraktiv, weil sie
sich für größere Selbstbestim-
mung der Maori einsetzen und
auch generell sehr offen für die
(ursprünglich) naturverbundene
Lebensweise der Maori und de-
ren Wertvorstellungen sind. Die

bis heute vor allem von konser-
vativen ländlichen Weißen ge-
prägte National Party ist dagegen
für Maori-Wähler eher unattraktiv,
ebenso wie die Idealisten der
MMM, wobei einzelne Kandida-
ten dieser Partei dennoch viele
Anhänger haben. Der überdurch-
schnittlich starke Anteil von NZ
First unter den Maori-Wählern
zeigt allerdings, dass viele von
ihnen gar kein Interesse an Mao-
ri-Selbstbestimmung haben, son-
dern sich voll und ganz in die
weiße neuseeländische Gesell-
schaft integrieren wollen und sich
deshalb von Peters‘ Partei ange-
zogen fühlen, zumal viele Maori
dessen Einwandererfeindlichkeit
teilen.

Die neue Regierung:
Nach den Wahlen nahm Helen
Clark zunächst Koalitionsver-
handlungen mit den Grünen auf.
Diese scheiterten jedoch daran,
dass Labour nicht bereit war, das
bisher gültige Verbot gentechni-
scher Freilandversuche aufrecht-
zuerhalten, was das Hauptanlie-
gen der Grünen im Wahlkampf
gewesen war. Statt dessen trat
Clark nun in Verhandlungen mit
Jim Andertons Progressive Coa-
lition und Peter Dunnes United
Future und schloss am 8. August
ein Abkommen mit den beiden
Parteien. Danach wird Neusee-
land in Zukunft von einer Minder-
heitsregierung aus Labour und
JAPC mit Duldung von United
Future regiert. Da die konservati-
ve United Future nicht alle Pro-
grammpunkte des linken Labour-
JAPC – Bündnisses mittragen
wird, soll im Problemfall auf die
Grünen als Mehrheitsbeschaffer
ausgewichen werden. Die neue
Regierung umfasst insgesamt 20
Minister, sechs Staatsminister
und zwei  parlamentarische
Staatssekretäre. Jim Anderton
verbleibt als Wirtschaftsminister
im Kabinett, musste den Posten
des Vizepremiers aber an den
Labour-Politiker Michael Cullen
(Finanzminister) abgeben. Au-
ßenminister bleibt Phil Goff.

In der Regierung sind auch meh-
re Maori vertreten, so die beiden
Minister Parekura Horomia (Mao-
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ri-Angelegenheiten) und John
Tamihere (Jugend, Statistik und
Vermessungswesen) sowie die
Staatsministerin i m  Maori-
Ministerium Tariana Turia, der
Staatsminister für Tourismus und
Wirtschaftsentwicklung Dover
Samuels und der parlamentari-
sche Staatssekretär Mita Ririnui.
Mit Mark Gosche (Minister für
Bauwesen und Angelegenheiten
der pazifischen Inseln) und Taito
Field (parlamentarischer Staats-
sekretär für Angelegenheiten der
pazifischen Inseln) gehören der
Regierung außerdem auch zwei
Neuseeländer samoanischer
Abstammung an.
(Anmerkung der Redaktion: Dies ist ein
Gastbeitrag von Lorenz Gonschor, Mitglied
im Pazifik-Netzwerk und Experte für die
Rechte der einheimischen Bevölkerung in
pazifischen Inselstaaten.
www.electionresults.govt.nz,
www.nzherald.co.nz,
www.manaonline.co.nz, www.enzed.com,
Neue Zürcher Zeitung, taz,
www.news.bbc.co.uk)

Letzte Abendzeitung
eingestellt

Die letzte auf dem Zeitungsmarkt
der Hauptstadt Wellington exis-
tierende Abendzeitung Evening
Post ist in der Tageszeitung The
Dominion aufgegangen. Die bei-
den großen Hauptstadtzeitungen
erscheinen seit Anfang Juli unter
dem Titel Dominion Post . Das
gab Tom Mockridge, Verwal-
tungschef des Herausgebers
‚Independent Newspapers Ltd.’
(INL), bekannt. INL gehört zu 45
% dem amerikanischen Medien-
mogul Rupert Murdoch, zu des-
sen Konzern ebenfalls die Fiji
Times und der Post-Courier von
Papua-Neuguinea gehören.

Der Fusion fielen 84 Arbeitsplät-
ze zum Opfer. Zwei Zeitungen
täglich lohnten sich nicht mehr,
zumal die Verkaufszahlen der
Evening P o s t  stark rückläufig
waren, erklärte Mockridge. Von
den bisher verkauften 99.000
Exemplaren täglich war der Ver-
kauf auf 54.000 zurückgegangen.
The Dominion hatte vor der Fusi-
on eine verkaufte Auflage von
knapp 71.000.

Die 137 Jahre alte Evening Post
war die letzte neuseeländische
Abendzeitung. Für ihre ausge-
zeichnete Berichterstattung, ge-
rade auch über Entwicklungen im
Südpazifik, war sie mehrfach mit
einem Preis als „beste Zeitung“
ausgezeichnet worden.

Die Dominion Post hat seit ihrer
Erstausgabe vom 8. Juli bereits
eine Auflage von mehr als
100.000 Exemplaren. 90% der
Abonnenten der Evening Post
haben die neue Zeitung abon-
niert. (Pacific Media Watch 25.06., New
Zealand Herald 25.06., 06.07., 16.07.02)

Ätzende Insel

Neuseeländische Forscher ha-
ben bei einem Forschungsauf-
enthalt auf der 60 Hektar großen
Insel Curtis neben kochendhei-
ßen Quellen und giftigen Gas-
strömen auch stark ätzende
Schlammmassen entdeckt, die
säurehaltiger als Batterien sind.
Leben habe auf der unwirtlichen
Insel kaum eine Chance, erklärte
der Geologe Cornel de Ronde. Er
und sein Kollege mussten ihre
Zelte auf dem Gipfel des Insel-
vulkans statt im Vulkankrater
aufschlagen. Auf dem Gipfel war
die Gefahr des Einatmens giftiger
Gase geringer als im Vulkaninne-
ren. Überall auf der Insel lagen
bereits tote Vögel. Die Forscher
entnahmen Gas-, Wasser– und
Schlammproben. Diese sollen
darüber Aufschluss geben, wie
sich die durch Wind und Strö-
mungen abgesonderte Chemie
der polynesischen Insel auf die
Umgebung auswirkt.

Die Insel Curtis liegt 930 km
nordöstlich von Neuseeland. Sie
gehört zu den 1887 von Neu-
seeland annektierten unbe-
wohnten Kermadec-Inseln. (Spie-
gel online 05.08.02, Pacific Islands Encyc-
lopedia)
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Menschenrechtsgericht
urteilt zu milde

Jakarta: Der frühere indonesi-
sche Gouverneur von Osttimor,
Abilio Jose Soares, ist wegen
Menschenrechtsverletzungen zu
drei Jahren Haft verurteilt wor-
den. Das zur Zeit in Indonesiens
Hauptstadt Jakarta tagende
Menschenrechtstribunal verur-
teilte erstmals in der Geschichte
der indonesischen Republik ei-
nen Menschen wegen Men-
schenrechtsverletzungen. Das
Urteil war das erste in einer Rei-
he der zu erwartenden 18 Urteile
gegen Militärs und Zivilisten, die
der Menschenrechtsverletzungen
angeklagt sind.
Das Tribunal befand den Ex-
Gouverneur für schuldig, im Jahr
1999 nichts gegen vier Massaker
unternommen zu haben. Die An-
klage hatte zehneinhalb Jahre
Haft für Soares gefordert. Beide
Seiten gingen in die Berufung.

In einem weiteren Prozess wurde
der frühere Polizeichef von Ost-
timor, Timbul Silaen, freigespro-
chen. Es sei nicht bewiesen,
dass der Brigadegeneral an
Menschenrechtsverletzungen
beteiligt gewesen sei, hieß es
seitens des Gerichtes. Silane
habe sich um die Aufrechterhal-
tung der Ordnung bemüht, die
Polizei sei im Konflikt um die
Unabhängigkeit neutral gewesen.

Deutsche und internationale
Menschenrechtsorganisationen
bezeichneten das Urteil gegen
Soares als zu „milde“. Die Berli-
ner Nichtregierungsorganisation
Watch Indonesia! sprach gar von
einem „Rechtsbruch“. Die UN-
Hochkommissarin für Menschen-
rechte, Mary Robinson, äußerte
sich ebenfalls besorgt über die
milden Urteile. Das Menschen-
rechtstribunal habe die Verbre-
chen von 1999 als spontane Ge-
walt  zwischen verfeindeten
Gruppen dargestellt und nicht als
systematische Kampagne zur
Einschüchterung und Demüti-
gung der Bevölkerung. Die Ur-
teile unterhöhlten die Glaubwür-
digkeit des Tribunals.



20

Hintergrund: Vor und nach der
Volksabstimmung über die Un-
abhängigkeit Osttimors im Au-
gus t  1999  waren  pro-
indonesische Milizen brutal ge-
gen Unabhängigkeitsbefürworter
vorgegangen. Rund 1.000 Men-
schen wurden getötet, Hundert-
tausende mussten fliehen. Bei
dem Referendum hatte sich die
Mehrheit der Osttimoresen für die
Unabhängigkeit ausgesprochen.
Nach einer Übergangszeit unter
Verwaltung der Vereinten Natio-
nen wurde Osttimor am 20. Mai
nach 24-jähriger indonesischer
Fremdherrschaft unabhängig. (epd
15.08., 16.08.02, Jakarta Post online Juli
und August, Watch Indonesia 14.08., SMH
15.08.02)

‚TOK BLONG PASIFIK’‚TOK BLONG PASIFIK’
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Känguru-Bakterien sollen
Methangas verringern

Australien: Sind die Blähungen
von Schafen zu hören? Mit dieser
Frage beschäftigte sich der ARD-
Korrespondent Robert Hetkaem-
per am 30. Juni in der Sendung
„Abenteuer in Asien und Austra-
lien“ auf Phoenix. Antwort: Im
Gegensatz zum Menschen pup-
sen Schafe oral, nicht anal.
15 % der australischen Methan-
gasproduktion stammt dem TV-
Bericht zufolge von den Millionen
Schafen auf australischen Wei-
den. Wissenschaftler haben jetzt
ein Bakterium im Magen des
Kängurus entdeckt, das den
durch Methangas hervorgerufe-
nen Treibhauseffekt verringern
könnte. Der Landwirtschaftsmi-
n i s te r  des  Bundesstaates
Queensland, Henry Palaszczuk,
gab bekannt, dass Forscher im
Regierungsauftrag nach Methan-
gas-reduzierenden Bakterien
gesucht hätten. Wenn das Bakte-
rium aus dem Känguru-Magen
für Schafe und Kühe nutzbar
gemacht werden könnte, könnte
man die Emissionen der schädli-

chen Gase um 60 Mio. Tonnen
jährlich reduzieren. (AUS newsletter,
www.phoenix.de/dokus/11350/index.html)

Achtung Handybenutzer!

Nauru/Deutschland: Mit neuen
Tricks versuchen unbekannte
Betrüger, Besitzer von Mobilte-
lefonen zur Kasse zu bitten. Per
Computer werden binnen Sekun-
den bis zu 1.000 Mobilfunknum-
mern angewählt. Der Anruf-
Automat legt sofort wieder auf,
hinterlässt auf dem Handy-
Display jedoch seine Nummer.
Wenn der Angerufene zurückruft,
tappt er in die Falle. Denn die mit
„+ 674“ angegebene Rückruf-
nummer ist nicht eine Vorwahl
aus dem Raum Frankfurt, son-
dern die Ländervorwahl von Nau-
ru (+ 674 bedeutet 00674). Wählt
man die Nummer, landet man bei
einem Automaten in Nauru, der
über Band Gespräche sexueller
Art zwischen einem Mann und
einer Frau abspielt. Bis man als
Anrufer begriffen hat, um was es
sich handelt, ist meist schon eine
Minute vorbei. Eine Minute nach
Nauru kostet über das Handy
1,89 Euro. Einen Großteil des
Erlöses muss der deutsche Mo-
bilfunkanbieter an die Telefonge-
sellschaft des Anbieters auf Nau-
ru abführen. (NN 15.08., Neue Westfäli-
sche 31.08.02)

Howard spricht mit Papst
über Kängurus

Vatikan-Stadt: Der australische
Premierminister John Howard hat
während seiner Europareise im
Juli des Jahres das Oberhaupt
der katholischen Christen, Papst
Johannes-Paul II, im Pontifikat
des Vatikans getroffen. Howard
sagte, das Gespräch sei um die
Themen „Australien allgemein“,
im besonderen aber um australi-
sche Kängurus gekreist. Der
Papst sei zwar von schwerer
Krankheit gezeichnet, so Howard
weiter, doch würde er streng an
seiner Verantwortung für die
Leitung der Katholischen Kirche
festhalten. Der Premier war nach
dem in den 1980er Jahren amtie-

rendem Bob Hawke der zweite
australische Regierungschef im
Vatikan. (Flash d’Océanie 08.07.02)

Schiffbrüchiger nach vier
Monaten gerettet

Aitutaki: Der 55-jährige Tahitia-
ner Tauaea Raioaoa hat eine
viermonatige Odyssee von Tahiti
bis zur 1.089 Kilometer entfern-
ten Insel Aitutaki nordöstlich von
Rarotonga (Cook-Inseln) über-
lebt. Der achtfache Familienvater
war am 15. März des Jahres mit
seinem zehn Meter langen Fi-
scherboot aus Faa’a (Papeete)
aufgebrochen. Eine Riesenwelle
ließ den Motor absaufen und
zerstörte sein Funkgerät, so dass
der Fischer den Seenotrettungs-
dienst nicht über seine Position
auf See informieren konnte. Die
von dem tahitianischen Seenot-
rettungsdienst aufgenommene
Suche nach dem Vermissten
blieb erfolglos. Raioaoa überleb-
te, indem er rohe Fische aß und
Regenwasser in seiner Kühlta-
sche auffing. Er magerte dabei
auf 49 Kilogramm ab. Es gehe
ihm den Umständen entspre-
chend gut, so die Ärzte auf Aitu-
taki, auf dessen Atoll Rapota der
Fischer am 10. Juli gestrandet
war. (Tahitipresse 11., 13., 14., 16.07.02,
Islands Business August 02)

Sportliche Samoaner

Ein amerikanischer Sportsender
stellte jetzt fest: Samoaner sind
aufgrund ihres Körperbaus be-
sonders talentiert für körperbe-
tonte Sportarten wie American
Football (AF), eine Variante des
Rugby. Im amerikanischen Profi-
verband „National Football Lea-
gue“ (NFL) spielen 16 Samoaner,
das sind 4,6 %. In der NFL gibt
es 32 Teams. Beim AF versu-
chen zwei Mannschaften von je
elf Spielern (und Auswechsel-
spielern), den eiförmigen Leder-
hohlball in die gegnerische End-
zone zu legen (Touch-down)
bzw. weitere Punkte durch einen
Tritt über die Querlatte des Tores
oder durch Tragen des Balles
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hinter die Endlinie zu erzielen.
(www.nfl.com, Samoa news 27.08.02)


